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Vorbemerkungen 

Mit der Herstellung der Einheit Deutschlands stelllc sich für die amlliche Statistik auch die Aufgabe, für die breite 
(jffentliclil<eil, für Politik und Verwaltung, für Wissenschaft und Medicil eine statistische Iniormationsbasis zu 
sdial-'fe~~, die Auskuidt gibt über die wirtschaftliche, soziale uiid gcsellsclial'ilichc Entwicklung im Gebier der ehe- 
maligen DDR. 

Gerade in Zeiten entscheidender wirtschaftlicher und gescllsclialtliclicr Verandcrungen ist es von groOcr Becleu- 
Lung, statistische Inforinationen zu haben. Deshalb hat das Statistische 13undesanit auch zunachst aus dein Bestand 
der eheinaligcn DDR-Statistik möglichst viele Daten iii ihrem Originalzustaiid gesammelt, archiviert und doku- 
nientiert. Darüber hinaus werden, soweit das möglich ist, ausgcwahlte Merkrnalc so aulbereitet und ruckgerechnct, 
daß sic ini wesentlichen mit der Bundesstatistik vcrglciclibar sintl. Die Periode tler letzten zehn Jahrc der ehemali- 
gen DDR steht dabei in1 Vordergrund. 

Die Vcrtjlfentlichuiig solcher rückgcrcchncicr und iiucli origiiialcs Ergebiiisse erl'olg~ in1 Rahiiien clci- Sonderreihe 
mit Beitragen für das Gebiet der chcrnaligen DDII. 

Es ist selbstverständlich, dal3 dic prinzipiellen Unterschiede in den Gesellschafts- und Wirtschal'tssysteincn bei tler , 

Analyse der Daten immer zu beachten sind. Durch eine möglichst iimiängreiche Ergäiizung der rückgerechneten 
und auch originalen langen Reihen mit methodischen I<ornnieritarcn sowie die Iierausarbeitung der verbleibenden 
Unterschiede zur Bundesstatistik soll eine wesentliche Hilfestellung zur Bewertung der Daten geliefert werden. 

Mit den vorliegenden "Bevöll<erungsstatistischcn Übersichten" wird der 6fLeritliclikeit ein Material zugänglich ge- 
macht, das die bisher umfangreichste bevölkerungsstatistische Daiensanimlung lur das Gebiet der ehemaligen 
DDR enthalt. Die Daten beziehen sich stets üiif die ricucii Liiitlei insgesaiiit und schließen Berlin-Ost mit ein. 

Die Zeitreihen setzen nach dem 11. Weltkrieg ein und beginnen in der Regel zuin früliestinöglichen Zeitpunkt. Der 
iineiiiheitliche Ausgangspunkt der Zcitreiheii ist 1i.a. clarauf z~irück~.~ifiiliren, da13 iin Zusammenhang mit den 
MBgliclikcitcn der niascliinellcn Dalcnverarbeilung dctaillierrc Aus~vcrt~ii igs~)rogranin1~ erst gegen Ende der 50cr, 
Anfang der 60er Jahre zur Verfüguiig slandcn. Eine I'~aiiiilieiistaiiclsl'oiischreibiiug gab es ab 1964. Sie basierte auf 
den Ergebnissen der Volks- uiid Berufszälilung 1964. Aufgrund der arri 1.1.1966 in Kraft gelretenen ncuen polizei- 
lichen Meldeordiiung standcii miteinander verglciclil-iiire Ergebnisse zur Biiinenwanderung erst wieder ab 1970 zur 
Verfügung. Das Schwergewicht der Bevölkcrungssiatistik iiniiiittclbar nach dein 11. Weltkrieg und in den 50er Jah- 
ren lag vor allem auf der Sicherstellung der Bevölkeruiigsfortschreit)~ing lind auf de; Erfassung weiterer Grund- 
kennziffern zur Charakterisierung der dernograpliischcn Situaiion. Die Berechnung von Sterbetafelri gehörte in 
dieser Zeit ebenso zu den Selbstverständlichkeiten wie die Errnittlurig'von altersspezilischen GeburtenziSEern und 
Nettoreproduktionskoeffizienten. 

Alle verijffcntlichten Daten linden in den Definitionen ihre rnetlioclische Erklärung. Soweit zugänglich, enthalten 
die Definilionen auch Hinweiseauf den Zeilraum ihrer Gültigkeit. Auf Unterschiede zur Bundesstatistik wurde 
aufinerksam gemacht. Ihre Auswirl<uiigen auf die Vergleichbarkeit mit entsprechenden bevölkeriingsstatistischen 
Daten des früheren Bundesgebie~es sind gering und I(0iincn iin Prinzip veriiaclilässigt werdcii. 

Iin Anhang sind den "Bevölkerungsstatistische~i ~bcrsichten" Ausl'ühruiigcii zur Organisation der Bevölkerungs- 
statistik in der ehemaligen DDR sowie Erhebiingsunterlagen I~eigefiigt, die in den einzelnen Entwickliingsphasen 
verwcndct worden sind. Hierbei konnte auf keiiie vorliegeiideii Dokumentationen zurückgegriffen werden. Ent- 
sprecheiid schwierig gestaltete sich das Ziis:iiiimentragcii von Fakten lind 1;orniblä~tern. So widerspiegelt die vor- 
liegeiide Darstellung nunmehr gesichertes Wissen. Einen Anspruch aul' Vollständigkeit erhebt sie nicht. Das be- 
trifft insbesondere die Zeit unmiilelbar nach dein 11. Weltkrieg bis iii die 50ei Jahre hinein. 

Die Veröffentlichung wurde irn Arbeitsbereich "Deutsche Einheit, Osteuropa" des Abteilungspräsidenten I 
I 

Arigermann, in der ~rbei tsgruppc "Sariimlung, Aufbereitung und Rückreclinung statistischer Daten für die ehe- 1 
iiialige DDR" durch Dr. Lachnit lind sciiic Plitarbeitcr bciirbeite~. 



Methodik und Be~riffserklärungen 

I. Bevölkerung 

Heviilkerungsfortschreibung 

Die Angaben zur Bevölkerung sind Ergebnisse am Stichtag der Volkszählung oder basieren in den Folgejahren 
auf den durch die Erfassung der Lebendgeborenen und Gestorbenen in den Standesämtern sowie der An- und 
Abmeldungen in den polizeilichen Meldestellen fortgeschriebenen Ergebnissen der Volkszählung. 

Volkszählungen wurden auf dem (;cbiet der ehemaligen DDR durchgeführt am: 

29. Oktober 1940 
31. August 1950 
31. Dezember 1964 

I .  Januar 1971 
31. Dezember 1981. 

Die jährlichen Veränderungen der Bevölkerungszahl lassen sich nicht vollständig durch die Daten der 
na~urlichen und räumlichen Bevölkerungsbewegung belegen. Die dabei zutage tretenden Differenzen sind auf 
folgende (;runde zurückzufuhren: 

Die Angaben über den Bcvölkerungsbestand beruhen auf der Bevölkerungsfortschreibung. Diese stüizie 
sich auf vorlaufigc - von den endgüliigen Ergebnissen geringfügig abweichende - Daien der Lebend- 
geborenen und Gesiorbenen sowie der Zu- und Fortzüge über die Grenzen der DDR. 

- I n  Berichtsjahren mii einer Volkszählung bildeien die Zählungsergebnisse den Ausgangspunkt für die Be- 
\~iilkcriingsI'ort.schreibiing in den Folgejahren. Damii wurden zugleich Fortschreibungsfehlcr, die scii der 
Ici~lcn Volksziil~lung aurgc[rctcn waren, korrigiert. 

- In den Jahren 1985 bis 1989 wurde die forigeschriebene Bevölkerung schrittweise auf den zahlenmäpig 
hiihcren Datenbesiand der kommunalen Einwohnerregister umgestellt. Daraus ergaben sich für das Gebiei 
der ehemaligen DDR jährlich folgende Korrekiurgrößen: 

108.5 3 607 Personen (nur Berlin-Ost) 
1980 19 765 Personen 
1987 7 366 Personen 
1988 13 976 Personen 
1989 10 033 Personen. 

- Bis zur Einführung der neuen polizeilichen Meldeordnung am 01.01.1966 wurden An- und Abmeldungen 
innerhalb dcr DDR getrenni erfapt. Das führte jährlich zu einem zahlenmäßigen Überhang von An- b m .  
At)mcldungen der Binnenwanderung, der rechnerisch in die Bevölkerungsfortschreibung eingegangen ist. 

Für das (ichict der ehemaligen DDR wurden die Angabcn zum Bevölkerungsstand der Jahre 1982 bis 1985 
korr-igicri. Sie cnisprechcn jcizi wieder den Ergebnissen der Bevölkerungsfortschreibung in diesen Jahren. 
Damii wurden Veränderungen rückgängig gemacht, die von der Staatlichen Zeniralvcrwaliung für Staiistik der 
chcnialigcn DDR 1987 vcranlapi worden waren. Sie erfolgten im Zusammenhang mil der ab 1986 wirksam 



gcwordcncn Umstellung der fortgeschriebenen Bevölkerung auf den Personendatenbestand der kommunalen 
Einwohnerregister. Diese Veränderungen wurden einmalig vorgenommen und führten für die Jahre 1982 bis 
1985 zu einer Erhöhung der Bevölkerungszahl ohne Berücksichtigung einer detaillierten Altersgliederung. Die 
Erhöhung der Bevölkerung betrug: 

1982 3 790 Personen 
1983 7 580 Personen 
1984 11 370 Personen 
1985 15 160 Personen 

Neviil kerung 

Pcrsoncn, die an einem bestimmten Ort bzw. in einer bestimmten territorialen Einheit (Gemeinde, Kreis) ihren 
ständigen Wohnsitz (Haupiwohnung) haben. 

Hatie cinc Pcrson aus (iründcn der Berufsausübung, Berufsausbildung oder des Studiums mehr als eine 
Wohnung. so gali in der Rcgcl die Wohnung als Ha'uptwohnung, in der die Familie wohnte, der sie angehörte 
und von der sie wcgen ihrcr Täiigkeil an einem anderen Ort vorübergehend getrennt war, Das traf z.B. zu für 
Pcrsoncn, dic ihrcn Wehrdienst leisteten oder für ~ t u d e n t e n  bzw. Lehrlinge,.deren Ausbildung nicht am Ort 
der Hauptwohnung erfolgte. 

Zur Bcvijlkcrung zählten auch die am Ort bzw. in dem bestimmten Terriiorium für Iängcrc Zeit polizeilich als 
wohnhaft gcmcldctcn Ausländer. 

Abweichung zur Bundesstatistik 

Dcr Begriff der Beviilkcrung der ehemaligen DDR war mit dem der Bundesstatistik nahezu identisch. 
Als Besonderheil slelltc sich seit Einführung neuer Meldegesetze in den alten Bundesländern die 
Handhabung nicht verheirateter Studenten und Auszubildender dar. Sie werden am Studien- bzw. 
Aushildiingsort ziir Bevölkerung gerechnet, wenn sie dort überwiegend wohnen und wirtschaften ( Q  12 
des Mcldcrcchtsrahmcngesmes). 

lrn 3 I ?  Ahs. 2 des Mclderechisrahmengesetzcs vom 16. August 1980 (BGBI. 1 S. 1429) wird der Begriff 
d t r  Hauptwohnung, dcr auch bci der Volkszahlung vom 25.5.1987 angewandt wurdc, wic folgt dclinicrl: 

Hauptwohnung ist die vorwiegend benutzte Wohnung des Einwohners. Hauptwohnung eines 
verheirateten Einwohners, der nicht dauernd getrennt von seiner Familie lebt, ist die vorwiegend 
benutzte Wohnung der Familie. In Zweifelsfällen ist die vorwiegend benutzte Wohnung dort, wo der 
Schwerpunkt der Lebensbeziehungen des Einwohners liegt. 

Bis zum Frühjahr 1983 wurden im früheren Bundesgebiet Personen mit mehr als einer Wohnung oder 
Unterkunft der Wohnbevölkerung derjenigen Gemeinde zugeordnet, von der aus sie zur Arbeit oder 
Ausbildung gingen. Bei Personen, die weder berufstätig waren, noch sich in der Ausbildung befanden, 
war die Wohnung oder Unterkunft maßgebend, in der sie sich überwiegendaufhielten. 



Zur Heviilkerung zählende Ausländer 

Ausländer, die für längere Zeit in der ehemaligen DDR polizeilich als wohnhaft gemeldet waren, zählten zur 
Bcvijlkcrung. Entsprechend der melderechtlichen Form wurde unterschieden in: 

a) ständig in der DDR wohnhaftc Ausländer mit unbefristeter Aufenthaltserlaubnis, 

b) aus (iründen dcr Berufsausübung, der Berufsausbildung oder des Studiums längerfristig in der DDR 
wcilcndc Ausländer mit bcfristctcr Aufenthaltsgenehmigung. 

Kbrzlrisiig in der chemaligcn DDR weilende Ausländer (unter 6 Monate) mit Aufenthaltsberechtigung zähltcn 
nichi zur Bevölkerung der DDR. Ebenfalls nicht zur Bevölkerung zählten 

- Miiarbeiter ausländischer Vertretungen in der DDR und deren Angehörige, sofern sie Biirger des 
cntsendcndcn ~t 'aa tes  waren, 

- Angchijrigc sowjeiischer S~reiikräfte und deren Familienangehörige. 

Abweichung zur Bundesstatistik 

Zur Bcvblkerung zahlen auch die im Bundesgebiet gemeldeten Ausländer (einschl. Staatenlose) 
unabhangig von der Dauer ihres Aufenihalis. 

Mittlere Heviilkerung 

Durchschni~iliche Bevölkerungszahl für einen bestimmten Zeitraum (z.B. Monat, Quartal, Jahr) berechnet als 
ariihmeiisches Mittel aus Anfangs- und Endbesiand oder aus dem Durchschniti der mittleren monai.lichen 
oder vicrtcljährlichen Bevölkcrungszahlen. 

Als miiilcrc Bcvblkcrung wurden für die Jahre 1967 bis 1988 die jeweils mii Siichtag 30. Juni des Jahrcs 
crn~iiicltcn Bcvölkcrungszahlcn und iür 1989 wieder Bevölkcrungszahlen als ariihmetischcs Miiicl aus 12 
Monatsdurchschni~ten ausgewiescn. 
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Abweichung zur Bundesstatistik 

Als durchschnittliche Be\~ölkerungszahl wird jeweils das arithmetische Mittel aus 12 Monats- 
durchschniiien berechnet. 

Hevölkerungsdichte 

Einwohner am Jahresende jc km2. 
Für cjic Bercchnung der Bcvölkerungsdichte der ehemaligen DDR wurde eine einheitliche Territorialflächc 
von 108 333 km2 zugrunde gelcgt. 
Die für die ehemalige DDR in den Jahren 1979 und früher ausgewiesenen, davon abweichenden 

'Tcrritorialllächcn ergabcn sich aus 

- Ergebnissen von Neuvermessungen durch die Katasterämier, 
- der Nichtcinbczichung dcs Oderhaffanteils von 154 km2 der ehemaligen DDR in den Jahren 1965 bis 1979 

und nichi aus taisächlichcn Gebietsveränderungen. 

II. Haushalte 

Privathaushalte 

a) Einpcrsonenhaushali 

In ciner eigenen Wohnung oder als Nebenmieter (Untermieter) wohnende und allein wirtschaftende 
Person. 



b) Mehrpersonenhaushalt 
Haushalt von zwei oder mehr zusammen wohnenden und gemeinsam wirtschaftenden Personen, die meist 
mitcinander verwandt sind. Haushalte, die nur Ehegatten und Familienangehörige umfassen, die in gerader 
auf- biw. abslcigender Linie verwandt sind, werden auch als "Familienhaushalt" bezeichnet. In einem 
Mchrpcrsonenhaushalt konnen auch miteinander verwandte und fremde oder ausschließlich nicht 
miteinander verwandte Personen zusammen wohnen und gemeinsam wirtschaften. 

Haushalte und Haushaltsmitglieder wurden in der ehemaligen DDR nur an ihrem ständigen Wohnsitz (Haupt- 
wohnung) gezählt. 

Abweichung zur Bundesstatistik 

Als Haushalt (Privathaushalt) zählt jede zusammen wohnende und eine wirtschaftliche Einheit bildend( 
Personengemeinschaft sowie Personen, die allein wohnen und wirtschaften (2.B. Einzeluntermieter) 
Zum Haushalt können verwandte und familienfremde Personen gehören (z B. Hauspersonal) 
(;cmcinschafts- und Anstaltsunterkünfte gelten nicht als Haushalte, können aber Privathaushaltc 
beherbergen (z.B. Haushalt des Anstaltlciters). Haushalte mit mehreren Wohnungen wcrdcn unici 
IJmsiindcn mehrfach gc~ählt.  

(;cmeinschaftseinrichtungen im Sinne der Volks-, Berufs-, Wohnraum- und Gebäudezahlung sind Wohnheime 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendpflege, des Gesundheitswesens und der Sozialfursorge zu 
Bcherbergung und Betreuung von Personen, die hierin aus Gründen der Berufsausübung, Berufsausbildunl 
oder dcs Studiums b m .  aus erzieherischen, sozialen, gesundheitlichen oder anderen Gründen ständig ode 
/citwcisc wohncn. 

III. Natürliche Bevölkerunqsbewegung 

Eheschließungen 

Es wirdcn alle standesamtlichen Trauungen gezählt, bei denen mindestens ein Partner seinen ständigen Wohn, 
siti in der ehemaligen DDR hattc. Ehen zwischen Angehörigen der Stationierungsstreitkräftc, der diploma. 
tischen Vertretungen und deren Familienangehörigen wurden nicht erfaßt. 

Abweichung zur Bundesstütistik 

Es wcrdcn alle standesamtlichen Trauungen gezählt, auch die von Ausländern, sofern nicht beidc 
, Ehepartner den im früheren Bundesgebiet stationierten Streitkräften bzw. den ausländischer 

diplomatischen und konsularischen Vertretungen und ihren Familienangehörigen angehören. 

Allgemeine Eheschließungsziffer 

Zahl dcr Eheschließungen, bezogen auf 1 000 der mittleren *Bevölkerung des Bcrichtszeitraumes unc 
umgerechnet auf ein Jahr. 

Altersspezifische Eheschließungsziffern 

- insgesamt 

Zahl der Eheschlicpenden eines bestimmten Altersjahres und Geschlechts während eines Jahres, bezogen a d  
1 000 dcr nichtverheirateten, mittleren Bevölkerung gleichen Alters und Geschlechts. 



- nach dem Familienstand 

Zahl der Eheschließenden eines Altersjahres, eines bestimmten Familienstandes vor der Eheschließung (ledig, 
verwiiwei, geschieden) und Geschlechts während eines Jahres, bezogen auf 1 000 der mittleren Bevölkerung 

Alicrs, Familienstandes und (ieschlechis. 

Standardisierte altersgruppenspezifische Ziffern 

Sie wurden ermittelt für 

- Eheschließende nach dem Geschlecht und dem Familienstand vor der Eheschließung 
- (;esiorbene nach dem Cieschlechi und dem Familienstand 
- (icschicdenc nach dem Geschlecht. 

Die Berechnung erfolgte auf der Grundlage des ungewogenen arithmetischen Mittels. Für einen vorgegcbenen 
Alicrsbereich wurden die altersspezifischen Ziffern zusammengefaßt und durch die Anzahl der einbezogenen 
Altersjahre dividiert. 

Für die Berichtsjahre 1986 bis 1988 wurden keine Ergebnisse ausgewiesen. In dieser Zeit erfolgte die 
schriiiwcisc Umstellung der jährlich fortgeschriebenen Bevölkerung auf den Datenbestand der kommunalen 
Datcnspcicher. Diese Umstellung wurde nur für. die Bevölkerung am Jahresende,' nicht für die mittlere 
Bcvölkcrung vorgenommen. 

Abweichung zur Bundesstatistik 

In der Bundesstatistik werden routinemäpig nur standardisierte allgemeine Stcrbeziffern bcrcchnct. 
Dahci werden die Veränderungen im Altersaufbau der Bevölkerung durch Zugrundelegung einer cin- 
hciilichcn Alicrs- und Geschlcchtsstruktur (Standardbevölkerung) ausgeschaltet. Z.B. wurden die im 
Statistischen Jahrbuch 1990 für die Bundesrepublik Deutschland ausgewiesenen standardisierten Stcr- 
beziffern unier Zugrundelegung der Alters- und Geschlechtsstruktur von 1970 berechnet. 

(ichurtsvorgang ohne Berücksichtigung der bei dieser Geburt lebend oder tot zur Welt gebrachten Kinder 

Abweichung zur Bundesstatistik 

Der Begriff Geburt wird dem des Geborenen gleichgestellt, .d.h., jeder einzelne Geburtsvorgang ist eine 
(;cburi. 

Lebendgeborene 

Als Lchcndgcborenes galt in zeitlicher Folge 

von 1062 - 1068 
"ein ~ i n d ,  bei dem nach vollsiindiger Trennung vom Mutterleib Lungenatmung und Herzschlag eingesetzt 
habcn", 
von 1909 - 1978 
"ein Kind, bei dem nach vollständiger Trennung vom Mutterleib Lungenatmung und Herzschlag vorhanden 
waren", 
ab  1979 
"ein Geborenes, bei dem nach vollständigem Verlassen des Mutterleibes, unabhängig vom Durchtrennen 
der Nabelschnur und von der Ausstoßung der Plazenta, Herztätigkeit und Lungenatmung vorhanden 
waren". 



Abweichung zur Hundessbtistik 

Bis 1957 galt als Lebendgeborenes ein Kind, bei dem nach der Trennung vom Mutterleib die 
Lungenatmung eingesetxt hatte. 

Seit 1958 sind Lebendgeborene Kinder, bei denen nach der Trennung vom Mutterleib entweder das 
Her7. geschlagen oder die Nabelschnur pulsiert oder die natürliche Lungenatmung eingesetzt hat. 

Reifgeborene 

Als Reifgeborenes galt in zeitlicher Folge 

- bis 1960 
jcdcs Kind mit eincm Geburtsgewicht von 2 500 g und mehr, 

- 1061 - 1969 
jedcs Kind mit einem Geburtsgewicht von 2 501 g und mehr oder das zu bzw. nach dem vom Arzt 
angegebenen Geburtstermin geboren wurde, 

- 1970 - 1979 

jedcs Kind mit cincm (;eburtsgewieht von 2 501 g und mehr, 

- ab I O K O  

jcdcs Kind m i ~  einen-i <;cburtsgcwichi von 2 500 g und mehr. 

Frühgeborene 

Als Frühgeborcnes galt in zeitlicher Folge 

- bis 1960 
jedes Kind mit einem Geburtsgewicht von 2 499 g und weniger, 

- 100 I - 1000 

jcdcs Kind mit eincm Geburtsgewicht von 2 500 g und weniger oder das vor dem vom Arzt angegebehen 
(;cburisicrmin geboren wurde, 

- 1970 - 1'979 

jedcs Kind mit einem (;eburtsgewicht von 2 500 g und weniger, 

- d l i  10x0 

jcdcs Kind mit eincm (;eburtsgewicht von 2 499 g und weniger. 

Lebendgeborene verheirateter Mütter (ehelich Lebendgeborene) 

Lebcndgeborene verheirateter Mütter sind Kinder, die in der Ehe oder innerhalb von 302 Tagen nach 
Auflosung der Ehe geboren wurden. 

Sexualproportion 

Zahl der neugeborenen Knaben, bezogen auf 100 neugeborene Mädchen, berechnet für Geborene, für 
Lebcndgeborene, Totgeborene und gestorbene Säuglinge. 



Zahl der Frauen, bezogen auf 100 Männer, berechnet für die Bevölkerung insgesamt, für bestimmte 
~l tersbcreichc oder -jahre. 

Als Totgeborenes galt in zeitlicher Folge 

- bis 1901 
"cin totgcborcnes oder in der Geburt verstorbenes Kind, wenn es mindestens 35 cm lang ist", 

- von 1902 - 1968 
"cin Kind, bei dcm nach vollständiger Trennung vom Mutterleib Lungenatmung und Herzschlag nicht cin- 
gesetzt haben, wenn seine Länge mindestens 35 cm beträgt", 

- von 1969 - 1978 
"ein Kind, bei dem nach vollständiger Trennung vom Mutterleib Lungenatmung und Herzschlag nicht vor- 
handen waren, wenn scine Länge mindestens 35 cm beträgt", 

- ab 1979 
"dcr Korper eines Geborenen, bei dem nach vollstandigem Verlassen des Mutterleibes, unabhangig von dcr 
Durchtrennung der Nabelschnur und von der Ausstoßung der Plazenta, von den Lebenszeichen Hcri- 
taiigkcit und Lungenatmung beide nicht oder nur eines vorhanden waren und das Geburtsgewicht 
mindcsicns 1 000 g bctrug". 

Abweichung zur Bundesstatistik . 
. . 

Als totgeboren oder in der Geburt verstorben (Totgeburt) zählen Kinder, bei denen nach der Trennung 
vom Mutterleib weder das Herz geschlagen noch die Nabelschnur pulsierte noch die natürliche 
Lungenatmung eingesctzt hat und die - seit dem 1.7.1979 - ein Mindestgeburtsgewicht von 1 000 g 
hattcn (von 1958 bis 30.6.1979 mindestcns 35 cm Kijrperlänge). 

Bis 1057 galt als Totgeburt ein Kind, bei dem nach der Scheidung vom Mutterleib die natürliche 
Lungcnatm~ing nichi cingcsctit hat und dessen Körperlänge mindestens 35 cm betrug. 

Zahl dcr Totgeborenen, bezogen auf 1 000 Lebend- und Totgeborene des Berichtszeitraumes (Monat, Quartal, 
Jahr). 

Perinatal Gestorbene 

Als perinatal Gestorbene galten in zeitlicher Folge 

- bis 1958 
Totgeborene und Gestorbene bis unter 11 Tage, 

- 1059 und 1960 
Toigeborene und Gestorbene bis unter 7 Tage, 

- lC)O1 bis 1967 
Totgcborcne und Gestorbene bis unter 8 Tage, 

- ah1908 
Totgeborene und Gestorbene bis unter 7 Tage. 



(;eborenenfolge (Gesamtgeburtenfolge) 

Reihenfolge der von einer Mutter lebend- und totgeborenen Kinder (erstes, zweites, drittes usw. Kind). 

Lebendgeborenenfolge (Lcbcndgeburienfolge) 

Rcihcnfolgc dcr von einer Mutier lebendgeborenen Kinder. 

Allgemeine Lebendgeborenenzifi'er (Allgemeine Geburtenziffer) 

Zahl der Lebcndgeborenen, bezogen auf 1 000 der mittleren Bevölkerung des Berichtszeitraumes und umge- 
rechnet auf ein Jahr. 

Allgemeine Fruchtbarkeitszifkr 

Zahl der Lcbcndgcborenen, bezogen auf 1 000 Frauen im Alter von 15 bis unter 45 Jahren zu Beginn des Be 
richtsjahrcs. 

Abweichung zur Bundesstatistik 

In der Bundcsstaiistik wird die allgemeine Fruchibarkeitsziffer auf 1 000 Frauen dieser Altersgruppe i 
Jahresdurchschniii bezogen. 

Spezielle (;t.burtenzillern 

Altersspezifische (;eburtenzitY'er 

Zahl dcr Lebendgeborenen von Frauen eines bestimmten Geburtsjahrganges, bezogen auf 1 000 Frauen die 
(;cburtsjahrganges zu ~ e g i n n  des Berichtsjahres. 
Daneben auch: 
Zahl der Lcbendgeborenen von Frauen eines bestimmten Altersjahres, bezogen auf 1 000 Fraucn des mittleren 
Bcstandcs dieses Altersjahres. 

Abweichung zur Bundesstatistik 

. In der Bundcssiaiisiik wird die Zahl der Lebendgeborenen von Müttern eines bestimmten Ge- 
burisjahrganges bczogcn auf 1 000 Frauen dieses Geburtsjahrgangs im Jahresdur'chschnitt. 

In der tabellarischcn.Darstcllung der Ergebnisse wird allerdings meist nicht das Geburtsjahr, sondern 
das durchschnitilichc Alicr der Mütter angegeben (ermittelt aus dem Berichtsjahr und dem Geburtsjahr 
dcr Muttcr). 

Zusamrnengetaßte GeburtenzitTer (Summe der aliersspezifischen Geburtenziffern) 

Summc dcr aliersspezilischen Geburtenziffern jener Frauen, die am Beginn des Berichtsjahres 14 bis unter 4 
Jahre ((;cburtsjahrc) bzw. im ~ a u f e  des Berichtsjahres~l5 bis unter 45 Jahre (Altersjahre) alt warcn. Di 
zusammengefaß~e Geburtenziffer sagt aus, wieviel Lebendgeborene 1 000 Frauen des jeweiligen Alters- 
hcrciches unter Zugrundelegung der Geburtsverhältnisse des Berichtsjahres im Laufe ihres Lebens zur Wel 
bringen würden. 

ia- 



Abweichung zur Bundesstatistik 

Summe der altersspezifischen Geburtenziffern der Frauen von 15 bis unter 45 oder 15 bis unter 50 Jah- 
ren eines Berichtsjahres. 

Reproduktionsziffern 

Bruttoreproduktionsziffer (rohe Reproduktionsziffer) 

I Ziffer, die ausweisi, wieviel Mädchen von 1 000 Frauen im Laufe ihres Lebens lebend geboren werden, ohne 
die Sterblichkeit der weiblichen Personen von 0 bis unter 45 Jahren zu berücksichtigen. ' 

Nettoreproduktionsziffer (reine Reproduktionsziffer) 

Ziffer, die ausweist, wieviel Mädchen von 1 000 Frauen im Laufe ihres Lebens lebend geboren werden, wobei 
die Sterblichkeit der weiblichen Personen im Alter von 0 bis unter 45 Jahren berücksichtigt wird. Die Netto- 
rcproduktionsziffcr gibt Auskunft,, inwieweit unter bestimmien Geburts- und Sterblichkei~sverhältnissen eine 
Frauengencraiion durch die von diesen Frauen geborenen Töchter ersetzt wird. Eine Ziffer von 746 für 1989 in 
der chcmaligcn DDR bcdcutcr, dap von I 000 Frauen 254 Töchter wenigcr geboren wurdcn als 7ur Bc- 
siandacrhaliung der Bevolkcrung notwendig wären. 

Abweichung zur Bundesstatistik 

Die Ziffer gibt die durchschnittliche Zahl der lebendgeborenen Mädchen einer Frau an, für die während 
ihres gesamten Lebens die altersspezifischen Geburtenziffern eines bestimmten Jahres und einer 
bcsiimmten Sierbetafcl gellen. Die Berechnung wird für Frauen von 15 bis unter 45 bzw. unter 50 Jahren 
durchgeführt. 

Frauen im gebärfähigen Alter 

Frauen im Alter von 15 bis unicr 45 Jahren. 

Abweichung zur Bundesstatistik 

Neben Frauen von 15 bis unter 45 Jahren auch Frauen im Aller von 15 bis unter 50 Jahren. 

Gestorbener (mcnschliche Leiche) 

Ein (;csiorhcncr ist einc menschliche Leiche, die keinerlei Lebenszeichen aufweist. Nicht bcrucksichtigt 
wurdcn Totgcborcne, standesamilich beurkundete Kriegssterbefalle und gerichtliche Todeserklirungcn. 

Sterbezifl'ern (Mortalitätsziffer) i 

Allgemeine Sterbezifier 

Zahl der (iestorbenen, bezogen auf I 000 der mittleren Bevölkerung des Berichtszeitraumes und umgerechnet 
auf ein Jahr. 



Altersspezifische Sterbeziffern 

- insgesamt 

Zahl der Gestorbenen eines bestimmten Altersjahres (bm. Altersgruppe) und Geschlechts während einc 
Jahres, bezogen auf 1 000 der mittleren Bevölkerung gleichen Alters (bm. Altersgruppe) und Geschlechts 

- nach dem Familienstand 

Zahl der Gestorbenen eines bestimmten Altersjahres (bzw. Altersgruppe), Familienstandes und Geschlech 
während eines Jahres, bezogen auf 1 000 der mittleren Bevölkerung gleichen Alters (bm. Altersgruppe 
Familienstandes und Geschlechts. 

Abweichung zur Bundesstatistik 

Altersspezifische Sterbeziffern werden ohne Berücksichtigung des Familienstandes berechnet. 

<;estorbene Säuglinge 

Gestorbene Säuglinge sind Gestorbene, die bei,Eintritt des Todes noch nicht ein Jahr alt waren. 

In der vorliegenden Übersicht wird unterschieden zwischen: 

- gestorbenen Säuglingen in den ersten 24 Stunden (Neugeborenensterblichkeit), 
- unter 7 Tage (Frühsterbiichkeit), 
- 7 Tage bis unter 1 Jahr (Spätsterblichkeit), 

darunter 7 bis unter 28 Tage. 

Auf davon abweichende Abgrenzungen wird in den betreffenden Tabellen hingewiesen. 

Säuglingssterblichkeitsziffern 

Rohe SäuglingssterblichkeitszitTer 

Gestorbene Säuglinge, bezogen auf 1 000 Lebendgeborene im gleichen Berichtszeitraum. 

Bereinigte SäuglingssterblichkeitszitTern 

Die Zahl der gestorbenen Säuglinge wird auf die Zahl der Lebendgeborenen des Zeitraumes bezogen, aus der 
sie zeitlich stammt. Die DDR-Statistik unterschied dabei Säuglingssterblichkeitsziffern ('jeweils nach Rahts) 

- nach Geburtsjahren 
Dabei werden die nach Geburtsjahren (Berichtsjahr, Vorjahr) erfaßten gestorbenen Sauglinge 
auf die im jeweiligen Geburtsjahr Lebendgeborenen bezogen. Die Säuglingssterblichkeitsziffer ergibt sich 
aus der Addition dieser beiden Quotienten. 

- nach Geburtsmonaten 
Dabei werden die nach Geburtsmonaten aufgegliederten Zahlen der M Berichtsmonat gestorbenen 
Sauglinge jeweils auf die im gleichen Monat Lebendgeborenen bezogen. Durch Summation der Quotienten der 
letzten 13 Monate erhält man die Säuglingssterblichkeit nach Rahts (k3). 



= Zahl der im Berichtsmonat gestorbenen, aber im r-ten vorangegan- 
genen Monat geborenen Säuglinge 

lr 
= Zahl der im r-ten vorangegangenen Monat Lebendgeborenen 

Abweichung zur Bundesstatistik 

Es werden monatliche, vierteljährliche und jährliche Berechnungen der Säuglingssterblichkeit unter Be- 
rücksichtigung der Geburtenentwicklung vorgenommen. Bei den monatlichen und vierteljährlichen Be- 
rechnungen wird die unterschiedliche Monats- und Quartalsdauer durch einen Korrekturfaktor be- 
rücksichtigt. 

Vorläufige monatliche und vierteljährliche Säuglingssterbeziffern unter Berücksichtigung der Gebur- 
tenentwicklung werden nach der vereinfachten Gewichtsmethode nach Rahts berechnet. 

Lebenserwartung 

~ahre ,  die die Personen eines bestimmten Altersjahres, gemäß der für die betreffende Bevölkerung geltenden 
Absterbeordnung, im Durchschnitt noch erleben werden. Sie ergibt sich aus der Division der Zahl der von den 
&erlebenden noch zii durchlebenden Jahre durch die Zahl der Überlebenden dieses Altersjahres. 

Sterbetafel 

Eine aus den errechneten Sterbe- und Erlebenswahrscheinlichkeiten eines oder mehrerer Jahre aufgestellte 
Ubersicht. Sie enthält für jedes einzelne Altersjahr nach dem Geschlecht neben den Sterbewahrschein- 
lichkeiten die Zahl der Uberlebenden und der Gestorbenen einer Absterbeordnung. Weiter enthält sie die von 
den überlebenden noch zu durchlebenden Jahre sowie die Lebenserwartung (mittlere Lebensdauer). 

Allgemeine Sterbetafel 

Die Allgemeine Sterbetafel wurde aufgestellt nach der Geburtsjahrmethode von Becker - Zeuner. Ausgangs- 
punkt einer zweijährigen Allgemeinen Sterbetafel waren die Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung am 
31.12. des Jahres X und die Gestorbenen der Jahre X und X + 1. Die Glättung der Sterbenswahrscheinlichkeiten 

er Altersjahre 3 bis 95 erfolgte in vierfacher Wiederholung des Altenburgerschen Ausgleichverfahrens. Die 
terbenswahrscheinlichkeiten der Altersjahre 81 bis 100 wurden nach der Formel von Gompertz-Makeham aus 
en Stcrbenswahrscheinlichkeiten der Altersjahre 79 bis 89 extrapoliert. Für die im ersten Lebensjahr Verstor- 
enen wurden die monatlichen Sterbenswahrscheinlichkeiten ebenfalls nach der Methode von Becker - Zeuner 
rmittelt. Bis zur Allgemeinen Sterbetafel 1971172 erfolgte fur die im ersten Lebensjahr Verstorbenen die Be- 
echnung der monatlichen Säiiglingssterblichkeit nach der Methode von Rahts (für das zweite Kalenderjahr). 

Abweichung zur Bundesstatistik 

Die Allgemeinen Sterbetafeln wurden jeweils im Anschluß an eine Volkszählung für einen Drei- 
jahreszeitraum berechnet. Der Allgemeinen Sterbetafel 1949151 lag die Geburtsjahrmethode von 
Becker-Zeuner, der von 1960162 die Sterbejahrmethode nach Rahts und denen von 1970172 und 1986188 
die Sterbeziffernmethode nach Farr zugrunde. 

Die Ausgleichung der Sterbenswahrscheinlichkeiten erfolgte mittels unterschiedlicher Verfahren. Bei 
der letzten Allgemeinen Sterbetafel1986188 wurde ein Spline-Ansatz herangezogen. 



Für dic im ersten Lebensjahr Verstorbenen erfolgte die Berechnung der monatlichen Säuglings- 
sterblichkeit immer nach der Methode von Rahts. 

Verkürzte Sterbetafel (Abgekürzte Sterbetafel) 

Vcrkuritc Stcrbeiafeln wurden jihrlich aufgestellt. Sie dienten vorrangig zur aktuellen Ermittlung der durch- 
schnit~lichen Lebenserwartung Neugeborener und der mittleren Lebensdauer von Personen nachfolgender 
Al~ers.jahrc. Ihre Ergebnisse wurden auch zur Beobachtung der altersspezifischen Sterblichkeiisverhaltnisse 

I 

Die Ermittlung der altersspezifischen Sterbekoeffizienten erfolgte, indem je Geburtsjahrgang die im Bericht 
jahr Verstorbenen nach dem Geschlecht auf den entsprechenden Personenbestand am Jahresanfang bezoge 
wurden. Die bei der Sterbetafelberechnung verwendeten altersspezifischen ~~berlebenskoeffizienten ergebe 
sich jeweils als Differen~ zu 1. 

Eine Gla~tung dieser Uberleben,koefiizienten erfolgte nicht. Ebenso wurde auf die Extrapolation der Ubcrle- 
bcnskocffi/ien~cn fur den Altersbercich der 80 Jahre und Alteren nach Gompertz-Makeham verzichtet. Zur 
Berechnung der Sierblichkcit von Sauglingen nach Lebensmonaten wurde die S~erbejahrmethode nach Rahts 
auf MonaLc angewende~ herangezogen. 

Abweichung zur Bundesstatistik 

Abgckurztc Slerbctafeln werden seit 1957 jhhrlich berechnet. Sie umfassen jeweils einen ~ 

Drcijahrcs/ci~raum. Die Sterbcnswahrscheinlichkei~en werden mitiels der Stcrbeziffernmcihodc von 
F m  bcrcchncl. Dic Sauglingssterblichkei~ wird nach der Methode von Rah~s  crrni~tcli. Auf cinc 1 
Auhglcichung dcr Sicrbenswahrschcinlichkci~ wird ver~ichtei. : 

Eheliisung 

Trennung einer bestehenden Ehe durch Tod eines Ehepartners oder durch gerichtliches Urteil bci eine 
Ehcschcidung (ohne Nich~igkeit und Aufhebung einer Ehe). 

Abweichung zur Bundesstatistik 

Zu den Ehelösungen (Scheidungen) zählen die Ehelösungen durch gerichtliches Urteil (drei Arten: 
Nich~igkeit der Ehe, Aufhebung der Ehe und Ehescheidung) oder durch Tod. 

Allgemeine Ehescheidungsziikrn 

- Zahl der Ehescheidungen, bezogcn auf 10 000 der mittleren Bevölkerung des Berichiszeitraumes und 
umgerechnet auf ein Jahr, 

- Zahl dcr Ehescheidungen, bezogcn auf 10 000 der mittleren Bevölkerung im heiratsfähigen Alicr, 
- Zahl dcr Ehcscheidungcn, bczogcn auf 100 in1 gleichen Jahr geschlossene Ehen. 
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Altersspezifische Ehescheidungsziffer 

Zahl der Geschiedenen eines Altersjahres und Geschlechts während eines Jahres, bezogen auf 1 000 der 
mittleren Bcvblkerung gleichen Alters und Geschlechts. 

IV. Räumliche Bevölkerungsbewegung 

Wanderung über die Grenzen der ehemaligen DDR (Zuzüge und Fortzüge) 

Verlegung des siandigen Wohnsitzes (Hauptwohnung) über die Grenzen der ehemaligen DDR. Sie umrapie 
dic (icsamiheit der Zuzüge (Anmeldungen) und Fortzüge (Abmeldungen) beim Wechsel des ständigen Wohn- 
s i i~es  über die Grenzen der ehemaligen DDR. Der einzelne Wanderungsvorgang wurde entsprechend der ge- 
scizlich vorgeschriebenen Meldepflicht bei den polizeilichen Meldeämtern erfaßt. 

Binnenwanderung 

Verlegung des ständigen Wohnsitzes (Hauptwohnung) aus einer Gemeinde in eine andere innerhalb der 
Grenzen der ehemaligen DDR. 

Dicsc Regelung galt sei1 dem 1.1.1966. Bis 1965 wurde in der DDR nicht zwischen Haupt- und Nebenwohnung 
unicrschicden. Deshalb iuhrie jeder Wohnungswechsel über die Gemeindegrenzen zu einem Wanderungs- 
vorgang. Die Einführung der neuen Meldeordnung vollzog sich über mehrere Jahre, so daß miteinander ver- 
gleichbar~ Wanderungsergebnisse erst wieder seit etwa 1970 zur Verfugung stehen. 



~rganisation der Bevölkerungsstatistik in der ehemaligen DDR 

e Bevölkerungsstatistik in der ehemaligen DDR erfolgte grundsätzlich als Sekundärstatistik, d.h. unter Nutzung 
n Daten, die im Rahmen gesetzlicher Vorschriften (Gesetz über das Personenstandswesen, Verordnung über 
s Meldewesen) in den Standesämtern und Meldestellen ermittelt worden sind. Auf der Grundlage von Gebur- 
n- und Sterbefallanzeigen, der Anträge auf Eheschließungen sowie polizeilicher Registrierungen wurden von den 
uskunftspflichtigen die für die Bevölkerungsstatistik benötigten Daten auf den entsprechenden Erhebungsbögen 

1 

Die Organisation der Bevölkerungsstatistik läßt sich im wesentlichen in vier Etappen untergliedern. 

ie erste Etappe urnfaßte den Zeitraum bis Ende 1964. Die Bevölkerungsstatistik war in dieser Zeit weitgehend 
ezentral organisiert. 

ennzeichnend waren 

- die dezentrale Datenerhebung in 

. Standesämtern (Lebend- bzw. Totgeborene, Gestorbene, Eheschließungen) 

. Kreisgerichten (rechtswirksame Ehescheidungen) 

. polizeilichen Meldestellen (Zu- und Fortzüge) 

- die dezentrale ~ r f a s s u n ~  und Aufbereitung aller bevölkerungsstatistisch relevanten Daten sowie die 
Ergebnisgewinnung in den 

. Kreisstellen der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik (SZS) 

a) E i m g  der Erhebungsbögen (Formblätter) von den Standesämtern und den polizeilichen Meldebehörden. 

b) Überprüfung der Erhebungsbögen auf Vollzähligkeit und sachliche Richtigkeit. Die Vollzähligkeitskon- 
trolle erfolgte anhand von Inhaltsverzeichnissen, die den jeweiligen Formblattsendungen beigefugt waren. 
Die sachliche Richtigkeit wurde im Zusammenwirken mit den Auskunftspflichtigen gewährleistet. 

C) Signierung sämtlicher Erhebungsbögen der natürlichen Bevölkerungsbewegung. Hiervon ausgenommen 
war die Signierung der Todesursachen, die einheitlich in der Zentralstelle vorgenommen worden ist. 

d) Bei Geborenen und Gestorbenen erfolgte zwischen den Kreisstellen ein Austausch von Erhebungsbögen, 
um die Erfassung nach dem Wohnortprinzip zu gewährleisten. 
Bei Zu- und Fortzügen wurde ein solcher Austausch nicht vorgenommen, weil bis Mitte der 60er Jahre die 
An- und Abmeldungen getrennt erfaßt wurden. 

e) Manuelle Zusammenstellung des monatlichen Schnellergebnisses (Zahl der Eheschließungen, Lebend- 
und Totgeborenen, Gestorbenen einschließlich der gestorbenen Säuglinge). 
Diese Schnellergebnisse wurden auf Begleitzetteln vermerkt. Mit ihnen sind die Erhebungsbögen an die 
übergeordnete Bezirksstelle weitergeleitet worden. Sie dienten dort gleichzeitig zur Kontrolle der 
Vollständigkeit der Erhebungsbögen. 



f )  Manuelle Zusammenstellung der monatlichen Wanderungsfälle nach dem Geschlecht (für Gemein 
bzw. nach dem Geschlecht und Geburtsjahren (für das Kreisgebiet). 

g) Manuelle Zusammenstellung von monatlichen Ergebnissen der Bevölkerungsfortschreibung. Ermitt 
wurde vorab der Bevölkerungsstand im Kreisgebiet am Monatsende. Ermittelt wurden weiterhin Kre 
gebnisse für die Bevölkerung insgesamt nach Geburtsjahren und Geschlecht sowie Kreisergebnisse 
Gemeinden für die Bevölkerung insgesamt nach dem Geschlecht. 

h) . Vorrangige Weitergabe des Schneilergebnisses (natürliche Bevölkerungsbewegung), der Zu- und 
(Binnen- und Außenwanderung) sowie des Bevölkerungsstandes am Ende des Berichtsmonats un 
Erhebungsbögen zur natürlichen Bevölkerungsbewegung an die Bezirksstelle. Zeitvirsetzte Crberga 
detaillierteren Ergebnisse zur Bevöikerungsfortschreibung und zur Wanderungsstatistik. 

. Bezirksstellen der SZS 

a) ~ i n ~ a n ~ s k o n t r o l l e  der Formblattsendungen und Ergebnisse aus den Kreisstellen. 

b) Übergabe der Erhebungsbögen (natürliche Bevölkerungsbewegung) zur maschinellen Datenerfassu 
(Lochkarten) an das Datenverarbeitungszentrum (DVZ) der jeweiligen Bezirksstelle. 

C) Prüfung der maschinell erfaßten Daten anhand der in den DVZ erstellten Prüflisten (Plausibili- 
tätskontrolle). Klärung von Rückfragen in den Standesämtern im Zusammenkken mit den Kreisstell 

d) Monatliche Konzentration der in den Kreissteilen ermittelten Schnellergebnisse (natürliche Bevölker 
bcwegung), der Wanderungsergebnisse sowie der Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung zum je 
gcn Bezirksergebnis. ubergabe dieser manuell zusammengestellten Daten an die Zentralstelle. 

. DVZ der Bezirksstellen 

a) Übernahme der signierten Erhebungsbögen für Eheschließungen, Lebendgeborene, Totgeborene, Ges 
bcne cinschl. gcstorbenc Säuglinge zur maschinellen Datenerfassung auf Lochkarten. 

b )  Aufstellen der Prüflisten (~lausibilitätskontrollen). 

C) Übermittlung der Lochkarten an das DVZ der Zentralstelle sowie der Sterbefallzahlkarten (einschl. f 
gestorbene Säuglinge und für Totgeborene) an die Abteilung "Bevöikerung/Nichtmaterielle Bereiche" 
Zentralstelle. 

' - die, zentrale Datenaufbereitung und Ergebnisgewimung in der 'Zentralstelle 

. maschinelle Datenaufbereitung und Ergebnisgewinnung 

a) Ermittlung von DDR- und Regionalergebnissen zur natiirlichen Bevoikerungsbewegung. Sie erfolgte 
der Grundlage jener Lochkarten, die von den DVZ der Bezirkssteilen übernommen worden sind. Bei 
diesen Ergebnissen handelte es sich ausschließlich um ~ahreser~ebnisse. 
1962 wurde damit begonnen, die Jahresergebnisse der Wanderungsstatistik maschinell in der Zentralste 
aufzubereiten. Die maschinelle Datenerfassung erfolgte in den DVZ der Bezirkssteilen. Damit wurde es 
den Bezirkssteilen und der Zentralstelle schrittweise möglich, auch die Bevöikerungsfortschreibung 
maschinell aufzubereiten. 



b) Ermittlung von DDR- und Bezirksergebnissen zur Todesursachenstatistik. Sie waren Teil der Gestorbe- 
nenstatistik, bildeten aber ein eigenständiges Jahresergebnis. Nach der in der Fachabteilung der Zentral- 
stelle durchgeführten Todesursachensignierung erfolgte im DVZ der Zentralstelle für diesen Teil der 
Sterbefallzählkarte die maschinelle Datenerfassung und die Erstellung von Prüflisten (Plausibilitäts- 
kontrolle). Nach Priifung der Daten in der Fachabteilung und Einarbeitung nachträglicher Autopsie- 
befunde wurde die Ergebnisaufbereitung und -msarnmenstellung vorgenommen. 

Die zentral ermittelten Regionalergebnisse wurden den Bezirksstellen zur weiteren Nutzung übergeben. 

manuelle Ermittlung von DDR-Ergebnissen 

a) Zusammenstellung von vorläufigen Monats-, Vierteljahres- und Jahresergebnissen aufgrund der Schncll- 
meldungen und anderen vorab übermittelten Ergebnissen. 

b) Zusammenstellung der manuell ermittelten Bezirksergebnisse zur Wanderungsstatistik zu Monats-, Vier- 
teljahres- und Jahresergebnissen. 

C) Zusammenstellung der manuell ermittelten Bezirksergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung zu Viertel- 
jahres- und Jahresergebnissen. 

. Die verstärkte Anwendung der maschinellen Datenverarbeitung machte es Ende der 5Oer/Anfang der 60er 
Jahre möglich, die Zahl der Erfassungsmerkmale in den Erhebungsbögen zur natürlichen Bevölkerungsbewe- 
gung wesentlich zu erweitern und die Datenaufbereitung auf der Grundlage detaillierterer Auswertungs- 
Programme zur natürlichen und räumlichen Bevölkerungsbewegung vorzunehmen. 

Eine Besonderheit stellte die Organisation der Ehescheidungsstatistik dar. Sie wurde bis 1957 als Fachberichtcr- 
stattung des Ministeriums für Justiz durchgeführt und ab 1958 in die Verantwortung der SZS übernommen. Dcr 
lnrormationsweg war seit dieser Zeit zentralisiert, d.h. die Erhebungsbögen wurden in den Kreisgerichten ausgc- 
fullt und über die Justimerwaltungsstellen der Räte der Bezirke an die Abteilung "Bevölkerung/Nichtmateriellc 
Bereiche" der Zentralstelle übermittelt. Ihr oblagen die Vollzihligkeitskontrolle, Prüfung und Signierung der 
Formblätter, PlausibilitätskontroIlen, Klärung von Rückfragen mit Auskunftspflichtigen und die Ergebniszusam- 
menstellung. Die maschinelle Datenerfassung und -aufbereitung erfolgte irn DVZ der Zentralstelle. 



Die zweite Etappe reichte von 1965 bis Mitte der 70er Jahre. Die Bevölkerungsstatistik wurde seitdem Zen 
durchgeführt, d.h., sie vollzog sich irn Direktkontakt zwischen Auskunftspflichtigen und Zentralstelle der S 

Kennzeichnend waren 

- die dezentrale Datenerhebung in 

Standesämtern (Lebend- bzw. Totgeborene, Gestorbene, Eheschließungen) 
. Kreisgerichten (rechtswirksame Ehescheidungen) 
. polizeilichen Meldestellen (Zu- und Fortzüge) 

- die zentralisierte Datenerfassung, -auibereitung und Ergebnisbereitsteilung 

. Bis 1970 durch die Abteilung "Bevölkerung/Nichtmaterielle Bereiche" in Zusammenarbeit mit der Abte 
"Information und Datenverarbeitung" und dem DVZ der Zentralstelle. 
- Abteilung "Information und Datenverarbeitung" (IDV) 

(Ab 1966- mit dem Sektor "Zentralisierung der Bevölkerungsstatistik, der bis dahin neben dem Sektor 
"Bevölkerung" Teil der Abteilung "Bevölkerung/Nichtmaterielle Bereiche" war.) 

a) Einzug der Erhebungsbögen bzw. Meldespäne von den Standesämtern, Kreisgerichten und 
polizeilichen Meldestellen. 

b) Vollzähligkeitskontrolle der Formblattsendungen. 

C) Signierung sämtlicher Erhebungsbögen der natürlichen und räumlichen Bevölkerungsbewegung. 
1966 erfolgte die Verbuchung der Binnenwanderungsfälle (Zu- und Fortzüge) ausschließlich über 
Anmeldungen (Erfassung der Ziel- und Herkunftsgemeinde). Weiterleitung der Belege an das DV 
der Zentralstelle. Hier wurde die maschinelle Datenerfassung und -aufbereitung vorgenommen. 

d) Plausibilitätskontrollen anhand der vom DVZ erstellten Prüflisten und in diesem Zusammenhang 
Klärung von Rückfragen mit den Auskunftspflichtigen. 

e) Einarbeitung der durch Autopsie ermittelten Todesursachensignierungen in die Stammdaten, sofe 
diese von der Signierung der Leichenschauärzte abwichen. 

- Abteilung "Bevölkerung/Nichtmaterielle Bereiche" (Sektor Bevölkerung) 

a) Inhaltliche Weiterentwicklung der Auswertungsprojekte in Zusammenarbeit mit der Abteilung ID 
und dem DVZ der Zentralstelle. 

b) Sachliche Prüfung und Herausgabe der Ergebnisse (DDR-, Bezirks-, Kreis- und Gemeindeergeb 
nisse), Ubergabe der Ergebnisse an die Bezirksstellen sowie an alle übrigen Datennutzer. 

C) Auswertung der Ergebnisse. 

. Ab 1970 durch die irn Bereich "Berichtswesen" zuständige Fachabteilung "Bevölkerung/Arbeitskräiteßil 
dung", die über den Sektor "Bevölkerungsstatistik den direkten Arbeitskontakt mit dem DVZ der 
Zeiitralstelle sicherte. 

. Im DVZ der Zentralstelle erfolgte 

a) das Speichern der Daten auf maschinenlesbaren Datenträgern (Lochkarten, ab 1969 auf Magnetban 
b) die Erstellung von Prüflisten (Plausibilitätskontrden), 
C) Bereitstellung der DDR-, Bezirks-, Kreis- und Gemeindeergebnisse. 

4 
Seit 1970 gab es parallel zur Fachabteilung "Bevölkerung/Arbeitskräfteßiidung" im Bereich "Berichtswesen" eine 8 

Y" 

entsprechende Fachabteilung irn gleichfalls neu geschaffenen Bereich "Analyse". Ihr oblag ausschließlich die Aus-$ 
Wertung der bevölkerungsstatistischen Daten. 

e 

4 



Die dritte Etappe erstreckte sich von Mitte der 70er Jahre bis in die 80er Jahre. In dieser Zeit wurden für Stan- 
desämter und Kreisgerichte Erhebungsbögen eingeführt, auf denen bereits vom Auskunftspflichtigen alle bevölke- 
rungsstatistisch relevanten Daten signiert worden sind. Diese Form der Datenerhebung wurde schrittweise einge- 
führt: 

ab 1977 fbr Lebendgeborene, 
ab 1978 fur Eheschließungen, 
ab 1979 für Gestorbene einschl. gestorbene Säuglinge und Totgeborene, 

fiir Ehescheidungen. 

Die Daten für Lebendgeborene, Eheschließungen und Ehescheidungen wurden auf Sammelbelegen erhoben. Nur 
Standesämter mit wenigen Personenstandsfällen irn Monat (weniger als 5 Fälle) verwendeten neugestaltete Einzel- 
zahlblätter. 

Die Daten für Gestorbene, gestorbene Säuglinge und Totgeborene wurden auf Totenscheinen in einer eigens 
dafür geschaffenen Signierleiste verschlüsselt. Die Eintragung der Personenkennzahl (PKZ - daraus entnommen: 
Geburtsdatum, Geschlecht), des Sterbedatums, der Sterbestunde sowie die Signierung von Sterbeort (im Kranken- 
haus, zu Hause usw.), Todesart und Todesursachen erfolgte durch den Leichenschauarzt; alle anderen Verschlüs- 
selungen wurden von Mitarbeitern der Standesämter vorgenommen. Bei durchgeführter Autopsie galt die 
Todesursache des Pathologen. Sie wurde entweder auf dem dafür vorgesehenen Teil des Totenscheins vermerkt 
odcr anhand externer Sektionskarten nachträglich in die im DVZ archivierten Stammdaten zur Erstellung der Jah- 
rcsergebnisse eingearbeitet. 

Die Datenerhebung in den polizeilichen Meldestellen veränderte sich demgegenüber nicht. 

, 
Die Organisation der Bevölkerungsstatistik, d.h. die dezentrale Datenerhebung und die zentralisierte maschinelle 
Datenerfassung, -aufbereitung und Ergebnisbereitstellung, unterschied sich in der dritten Etappe nicht von der 
der zweiten Etappe. 

Mit der veränderten Datenerhebung in Standesämtern und Kreisgerichten wurden wesentliche Rationalisierungs- 
effekte erreicht, die sich in folgendem zusammenfassen lassen: 

- In der Zentralstelle der SZS reduzierten sich Bearbeitungsaufwand und -zeiten durch den Wegfali der 
zentralen Signierung und die Vereinfachung der Prüfung erheblich. 

- Der Papieraufwand für die Erhebung von Angaben für Lebendgeborene, Eheschließungen und Ehescheidun- 
gen verringerte sich bei Verwendung von Sammelbelegen bis zu 90 %. 

- Der Arbeitsapfwand bei den Auskunftspflichtigen konnte um die Hälfte reduziert werden. 

- Die Signierung durch Auskunftspflichtige war weniger fehlerhaft als bei zentraler Signierung. 



Die vierte Etappe begann in der ersten Hälfte der 80er Jahre und erstreckte sich bis nim 2.10.1990. In dieser Ze 
wurde die Bevölkerungsstatistik zunehmend registergestützt durchgeführt. Das erfolgte über die in der ersten 
Hälfte der 70er Jahre geschaffene zentrale Personendatenbank (PDB - ab 1990 Zentrales Einwohnerregi- 
ster/ZER) des ehemaligen Ministeriums des Imern. Zu diesem Zweck wurde in den Standesämtern und Pol 
kreisämtern schrittweise zur formblattlosen Datenerhebung auf optisch lesbaren Belegen übergegangen. Die 
Daten wurden nach einem bestimmten Modus aufgezeichnet. Die Satzstruktur der Daten wurde gegenüber d 
der dritten Etappe nicht verändert. Der Ubergang erfolgte fur die natürliche Bevölkerungsbewegung im Para11 
lauf, indem die Datenerhebung bei den Auskunftspflichtigen zeitlich befristet sowohl auf optisch lesbaren Bel 
als auch auf Erhebungsbögen vorgenommen wurde. 

Diese Umstellung erfolgte 

ab I982 für Binnen- und Außenwanderung, 
ab 1983 für Lebendgeborene, 
ab 1985 für Eheschließungen, 
ab 1989 für Gestorbene einschl. gestqrbene Säuglinge. 

Angaben zu Totgeborenen wurden weiterhin auf Totenscheinen fur die SZS (ab 1990 Statistisches AmtIStAt) 
hoben. 

Kennzeichnend für die Organisation der Bevölkerungsstatistik in dieser Etappe waren: 

- die dezentrale Datenerhebung in 

. Standesämtern (Lebend- bzw. Totgeborene, Gestorbene, Eheschließungen) 

. Kreisgerichten (rechtswirksame Ehescheidungen) 

. polizeilichen Meldestellen (Zu- bzw. ' ~ o r t z ü ~ e )  

1 

- die einheitliche Speicherung aller standesamtlich und melderechtlich relevanten Daten in der PDBIZER du 

. Begründung von Personendatensätzen (~ebend~eborene,  Anmeldung einer Hauptwohnung als Folge ein 
grenzüberschreitenden Zuzugs) 

. Veränderung bestehender Personendatensätze (Eheschliepung, Ehescheidung, Veränderung des Haupt 
sitzes innerhalb der ehemaligen DDR) 

. Inaktivierung bestehender Personendatensätze (Todesfall, grenzüberschreitender Fortzug) 

- die im Datenverarbeitungszentrum der SZSIStAt der ehemaligen DDR (DVZ 
stik) die sich daran anschließende Ergebniszusammenstellung (DDR-, Bezirks-, Kreis- und Ge 
gebnisse) und ~rgebnisbereitstellun~ für die nachgeordneten Bezirksstelien für Statistik und sonstige 
bevölkerungsstatistischer Daten durch die Fachabteilung der SZS. 

Die Standesämter erstellten formblattlos maschinenlesbare Datenträger (Klarschriftbelege) und übergaben 
den Polizeikreisämtern. Dort wurden die Meldespäne der Meldestellen ebenfalls maschinenlesbar verschlüss 
Die Polizcikreisämter übermittelten täglich die von den Standesämtern empfangenen und die eigenen Belege 
PDBIZER. Dort wurden sie abgespeichert. Die Abspeicherung erfolgte nach dem Hauptwohnsitz. Das Hailpt 
nungsmerkmal im System der Registerführung bildete die Perionenkennzahl. 

Im Monat zweimal wurden dem DVZ Statistik personenbezogen die Veränderungsmeldungen übergeben. Di 
c~ber~abedatensätze enthielten zugleich zusätzliche, in der PDBIZER nicht abgespeicherte demographische I 
formationen, die jedoch für die Bevölkeriingsstatistik von Bedeutung waren. 

- 158-  
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Abweichend von der bisher dargelegten Praxis sind für die Bevölkerungsstatistik Angaben über Ehescheidungen 
erhoben und maschinell erfaßt worden. So wurden in den Kreisgerichten nach Rechtswirksamkeit der Eheschei- 
dungen personenbezogene Daten auf den bereits seit 1979 verwendeten Sammelbelegen manuell festgehalten, 
zweimal jährlich den Datenverarbeitungszentren der Bezirksstellen für Statistik zur maschinellen Datenerfassung 
übergeben und anschließend dem DVZ Statistik zur weiteren Bearbeitung zugestellt. 

Unabhängig davon erhielten sowohl das Standesamt, in dem die Ehe ursprünglich geschlossen worden war, 
als auch die PDBIZER Mitteilung von der Ehescheidung. 

Die maschinelle Datenaufbereitung und Ergebnisgewinnung im DVZ Statistik vollzog sich im engen Zusammen- 
wirken mit der zustandigen Fachabteilung im Bereich "Berichtswesen" in nachstehenden Arbeitsschritten: 

. Splittung der von der PDBIZER in einem einheitlichen Personendatensatz übergebenen Daten entsprechend 
den einzelnen Projekten der Bevölkerungsstatistik, 

. Durchfuhrung monatlicher bzw. bei Ehescheidungen halbjahrlicher Prufläufe (Plausibilitätskonirollen), 

. Korrektur der fehlerhaften und Uberfuhrung der sachlich einwandfreien Personendatensatze in die monatlichen 
Stammclateien Lur Erstellung der Monats-, Halbjahres- und Jahresergebnisse, 

. Einarbeitung der diirch Sektionen veränderten Todesursachensignierung in die betreffenden Stammdaten, 

i 

> . Anschreibung von Abstimmlisten zur Sicherstellung sacklich richtiger Ergebnisse mit anschließender Freigabe 

7 der Daten zur Gewinnung von Jahresergebnissen, 

5 . listenmäpiger Ausdruck der Ergebnisse und deren Zusammenstellung zu Ergebnisbroschüren, 

" . Übergabe der Ergebnisse an die Nutzer. 

Mit dieser grundsatzlich veränderten Organisation und Durchführung der Bevölkerungsstatistik wurde eine wei- 
tere Verkurzung der Zeit erreicht, die zur Ergebnisbereitstellung erforderlich war. Die statistischen Jahresergeb- 
nisse lagen bereits wenige Monate nach Ablauf des Berichtsjahres vor, und zwar fur das Berichtsjahr 2989 bei- 
spielsweisc im 

März 1990 Bevolkerungsfortschreibung 
Lebendgeborene 
Wanderungen 

April 1990 Eheschließungen 
b 

+ Ehescheidungen 
Gestorbene 



I 

I 
I Standesämter ~olizeiliche .Meldestellen 

I bögen für 
( . Lebendgeborene 
I . Gestorbene 

Polizeiliche Kreisämter 

stellen und Weiterleitung an die Kreis- 
stellen der SZS 

Kreisstel leo der SZS 

I 

I 
nionatlich 

Bezirksstellen der SZS Justizverwaltungsstelle des 

- Ablochen der Erhebungsbögen und 
Meldespäne (ab 1962) 

- Plausibilltätskontrollen 
(erstellen von Prüfllsten) 

- Eingangskontrollen 

P- 



Organisationsschema der Bevölkerungsstatistik in der ehern. DDR vor Einfnhrung der formblattlosen Datenerhebung (zweite und dritte Etappe) 

I 

Standesämter Polizeiliche Meldestellen Kreisgerichte 

Polizei 1 iche Kreisämter 

Fachabteilung der SZS 

- Sachliche Prüfung der Daten 
- Korrekturen im Zusammenwirken mit den Auskunftpflichtigen 
- Ergebniszusammenstellung 
- Ergebnisübergabe an die Bezirksstellen und sonstigen Datennutzer 

- Plaus ib i l i t ä t skont ro l len  (Erstellen von Prüf listen) 
- Bildung von Stammdateien 
- Ermittlung von Monats-, Vierteljahres-, Halbjahres- und Jahresergebnissen 





Statistisches Bundesamt 

B 

mit Beiträgen für das Gebiet 
der ehemaligen DDR : 

- Arbeitsunterlage - 



Vorbemerkung 

Mit der Herstellung der Einheit Deutschlands stellte sich für die amtliche Statistik auch die Aufgabe, für 

die breite Öffentlichkeit, für Politik und Verwaltung, für Wissenschaft und Medien eine statistische In- 

fomaiionsbasis zu schaffen, die Auskunft über die wirtschaftliche, soziale und gesellschaftliche Ent- 

wicklung im Gebiet der ehemaligen DDR gibt. 

Gerade in Zeiten entscheidender wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Veränderungen ist es von großer 

Bedeutung, statistische Informationen zu haben. Deshalb hat das Statistische Bundesamt zun2[chst aus 

dem Bestand der Statistik der ehemaligen DDR möghchst viele Daten in ihrem Originalzustand gesam- 

melt, archiviert und dokumentiert. Darüber hinaus werden, soweit das möglich ist, ausgewählte Merk- 

male so aufbereitet und rückgerechnet, d a !  sie im wesentlichen mit der Bundesstatistik vergleichbar 

sind. 

Die Veröffentlichung solcher rückgerechneter und originaler Ergebnisse erfolgt im Rahmen der 

"Sonderreihe mit Beiträgen für das Gebiet der ehemaligen DDR". 

Es ist selbstverständlich, daß die prinzipiellen Unterschiede in den Gesellschafts- und Wirtschaftssyste- 

men bei der Analyse immer zu beachten sind. Durch die Ergänzung der Zahlenangaben mit methodi- 

schen Kommentaren SOU eine wesentliche Hilfestellung zur Bewertung der Daten geliefert werden. 

In der ehemaligen DDR wurden im Zeitraum 1950 bis 198 1 vier Volks- und Berufszählungen und vier 

Gebäude- und Wohnungszähiungen als Totalzählungen durchgeführt. Mit den Zähiungen erfolgte eine 

vollständige Bestandsaufriahme der Bevöikerungszahl und -zusamrnensetzung, der Zahl und Struktur 

der Haushalte, der Erwerbsbeteiligung und Berufsstruktur der Gesarntbevöikerung sowie des Gebäude- 

und Wohnungsbestandes in seiner quantitativen und qualitativen Struktur bis auf kleinste regionale 

Ebenen 

Für die Veröffentlichung wurde aus dem vorliegenden umfangreichen Datenbestand eine Auswahl vor- 

genommen. Sie orientiert sich an der Verüffentlichungspraxis des Statistischen Bundesamtes auf dem 

Gebiet der Zählungen und an der Zielsetzung einer inhaltlich vergleichbaren Informationsbasis für den 

Zeitraum 1950 bis 1981. Dabei wurden in einzelnen Fäiien zeitliche Lücken in Ermangelung vergleich- 

barer Daten in Kauf genommen. Hier ist auf das in der ehemaligen DDR bestehende Mißvefiältnis zwi- 

schen den aufbereiteten und den durch die SED-Führung für eine Veröffentlichung freigegebenen Zäh- 

lungsergebnissen zu verweisen. Die statistischen Übersichten im vorliegenden Heft sollen mit dazu bei- 

tragen, die Informaiionsdefizite der Vergangenheit abzubauen. Dazu gehört auch die Einbeziehung spe- 

zieller Themen, wie die Zugehörigkeit der Bevöikemg zu einer Religionsgesellschaft in den Voikszäh- 

lungen 1950 und 1964 und die Zuordnung der 1950 gezählten Bevölkerung nach ihrem Wohnsitz arn 

01.09.1939. 



- 

Die ausgewiesenen Zahlenangaben beruhen auf Zusammenfassungen und Gruppierungen der verfügba- 

ren jeweils originalen Zählungsergebnisse, 2.T. bis auf Kreisebene. Lediglich die Darstellung der Er- 

werbstätigen in ihrer Struktur nach Wirtschaftsbereichen und -abteilungen ist für die Jahre 1964, 1971 

und 1981 das Ergebnis von Umrechnungen mittels Koeffizienten aus der rückgerechneten Erwerbstäti- 

genstatistik 

Mit der Aufnaiyne von Kreisergebnissen in die vorliegende Publikation SOU dem Interesse an Zähiungs- 

ergebnissen aus der ehemaligen DDR in tiefer regionaler Gliederung entsprochen werden. 

Die regionale Zuordnung nach Ländem und Kreisen erfolgte für aiie Zählungen entsprechend dem Län- 

dereinfühningsgesetz vom 22.07.1990. Die ausgewiesenen Kreisdaten beziehen sich auf den jeweiligen 

Gebietsstand zum Zeitpunkt der Zählungen mit Ausnahme derjenigen von 1950, die nach der Verwal- 

tungsreform von 1952 in der ehemaligen DDR auf den Gebieisstand vom 04.12.1952 umgerechnet wur- 

den. Da im beschriebenen Zeitraum Gebieisaustausche zwischen den Kreisen bzw. Ländem nur in 

geringem Maße vorgenommen wurden, ist die Vergleichbarkeit der Angaben gewahrt, ohne daß in Eh-  

zelfällen geringfigige Unterschiede zu früheren Veröffentlichungen ausgeschlossen werden können. 

Diese Veröffentlichung wurde im Arbeiisbereich "Deutsche Einheit, Osteuropa" in der Arbeitsgruppe 

"Sammlung, Aufbereitung und Rückrechnung statistischer Daten für die ehemalige DDR" im Zusarn- 

menwirken mit den Statistischen Landesämtem erarbeitet. 



k Volks- und BemfszBhlunrien 

In der ehemaligen DDR wurden vier Volks- und Bexufdungen zu den Ztllilungsstichtagen 

3 1. August 1950 
3 1. Dezember 1964 
01. Januar 1971 
3 1. Dezember 198 1 

durchgeführt. 

Der mit den Zähiungen verbundene einheitliche Erhebungszweck der Ermittlung des Besiandes und der Zu- - 
sammensetzung der Bevöikemg, der ErwehMtigen und der Haushalte war in dem Zeitraum von über 30 Jah- 

ren auch verbunden mit sich ändernden Prioritiiten der Ergebnisgewinnung und -publikation. 

Die 1950 durchgeführte Volks- und Bexufszahlung stand mit ihren Erhebungsmerkmalen und ihrer Methodik 

in der Kontinuitiit der vorangegangenen Volkszahlungen in Deutschland, vor allem der letzten gesamtdeut- 

schen ZMung am 29. Oktober 1946. Es ist jedoch nur ein kleiner Teil der gewonnenen Wungsergebnisse 

seinerzeit der &Tentlichkeit zugänglich gemacht worden. 

Die Volks- und Bexufszählung 1964 erfolgte m d  dreieinhalb Jahre nach dem Mauerbau. Diese ZAhIung war in 

erster Linie als Bestandsaumahme konzipiert, um die Auswirkungen der massenhaften Abwanderung auf Be- 

völkerungszahl und -struktur, insbesondere auf die arbeitsMige Bevöikemg zu ermitteln. Um eine schnelle 

Ergebnisgewimung zu ermöglichen, wurden Kürzungen im Frageprogramm vorgenommen (2.B. Verzicht auf 

Angaben zur Allgemeinbildung). Die Zähiung 1964 unterscheidet sich von den anderen Volkszähiungen durch 

die sehr breite Veröffentlichung ihrer Ergebnisse. 

Die Zmungen 197 1 und 198 1 waren als Mehrzweckerhebungen konzipiert, bei denen aus fachlichen, organi- 

satorischen und Kostengründen die Volks- und Bexufszähiungen zeitgleich mit Gebgude- und Wohnungszilli- 

lungen verbunden wurden. Damit konnten an bevöikerungsstatisiische sowie gebgude- und wohnungs- 

statistische Sachverhalte und ihre Verknüpfung hohe Genauigkeitsanfordeningen gestellt werden. 

Durch die von der SED durchgesetzte restriktive Informationspolitik entstand ein Mverhäitnis zwischen den 

aufbereiteten und den für eine Veröffentlichung freigegebenen Ergebnissen der Zähiungen 1971 und 1981. 

Die skizzierte Entwicklung der Zähiungen in der ehemaligen DDR bedingt selbstversihdlich Probleme bei der 

Erschließung des vorhandenen Datenbestandes hinsichtlich Vollsihdigkeit und inhaltlicher Vergleichbarkeit. 

In die vorliegende Publikation wurden vor allem Zillilungsmerkmale einbezogen, die der Zielsetzung einer ver- 

gleichbaren Informationsbasis über den Zeitraum 1950 bis 198 1 gerecht werden. Aderdem wurden zwei The- 

menbereiche aufgenommen, deren Ztllilungsergebnisse bisher nicht der Öffentlichkeit zugänglich waren. Zum 

einen ist es der Ausweis der Zugehörigkeit der Bevölkerung zu einer Religionsgesellschaft anltlDlich der 



V ~ ~ ~ u r a g e n i  P950 und 1964 und zum mderen &a Zuordnung der 1950 gez5Mteri B w 6 k e m g  nach ihrem 
- 

I V o h i t z  m 01.09.1939. 

Auf gegebene methodische Unterschiede zwischen den Zmungen bei einzelnen DarsteYlungseirheBten wird in 

den Hinweisen zu den Tak~le&ornp1exen eingegangen. 

Die Darstellung der ausgewmten ZaHen der Volks- und Benifszilhiungen von 1950 bis 198 1 ist gegliedert in 

die Abschnitte 

1. FBiche, BwOLkemg und Bwtikeningsdichte 

2. Bevöikening 

3. Erwerbstitige 

4. hushdte .  

Die in%ialhliche Begriffsbestimmung und Abgrenzung der ausgewiesenen Pndhtoren orientiert sich, soweit es 

die Datedage ermöglichte, an der Methodik der bundesdeukchern Statistik, insbesondere an der der Vo&s&ih- 

lung 1987 im früheren Bundesgebiet. Dies schließt einerseits auch die Verwendung von Begriffen ein, die in 

den Ziihlungen der ehemaligen DDR nicht verwandt w d e n ,  z.B. "Bwtikemg m Ort der Haupwohung@' 

d e r  "Enverbst8tige'"telle der in den Zählungen verwendeten Begriffe "Wohbev6lkerung" bnv. 

'Wirtschdüich Tiitige". 

hdererseits wurden für die gesellschaftlichen Gegebenheiten in der DDR wesenhliche Indikatoren wie 

"Arbeiter/AngestellteW und "Genossenschaftsmitglieder" oder die in der DDR üblichen Benifsabsclklußkatego- 

Hien unverändert übernommen. 

Die ausgewiesenem Zahlenangaben beruhen im wesenhlichen auf Zusammenfassungen und Gmppiemngen den 

verfügbaren tiefgegliederten Zählungsergebnisse. Lediglich die Darstellung der Erwerbstitigen in ihrer Struk- 

tur nach Wirtschaflsbereichen und -abteilungen beruht für die Jahre 1964, 1971 und 1981 aufumrechurigen 

mittels Koeffizienten aus der rückgerechneten Erwerbsttltigenstatistik. 

Die BepfiserlButemgen und methodischen Hinweise zu den ausgewiesenen Indikatoren sind den jeweiligen 

Tabellen vorangestellt. 



1. Flache, Bevblkenine. Bevlllkemgsdichte 

Die Tabelle 1 gibt einen Gesamtüberblick über die Bevhllkerungsentwicklung im Zeitraum 1950 bis 1981 für 

das Gebiet der ehemaiigen DDR insgesamt sowie der 1990 bestehenden Lader, Regierungsbezirke und Kreise. 

Die ausgewiesenen Flächenangaben beziehen sich auf den Stand am 3 1.12.1990 und beruhen auf der Summie- 

rung der Fiächen aller Gemeinden. Auftretende geringfügige Abweichungen zu Angaben in anderen Publika- 

tionen resultieren aus Rundungsdifferenzen bzw. bei ateren Angaben aus Newermessungen. 

Die Zuordnung der Kreise zu den Ländern erfolgt entsprechend dem Lilndereinfühningsgesetz vom 

22.07.1990. Nur davon abweichend ist die am 03.10.1990 mit dem Land Berlin vereinigte Gemeinde Staaken 

in den vorliegenden Daten des Kreises Nauen im Land Brandenburg einbezogen. 

In den Jahren 1992 und 1993 vorgenommene Grenzveränderungen zwischen den Ländern Mecklenburg-Vor- 

Pommern und Brandenburg bzw. Niedersachsen sowie zwischen Sachsen und Thiiringen konnten nicht be- 

rücksichtigt werden. 

Die ausgewiesenen Kreisdaten zur Bevölkerung und Bevölkerungsdichte entsprechen den originalen Zählungs- 

ergebnissen und beziehen sich damit auf den jeweiligen Gebietsstand zum Zeitpunkt der Zählungen mit Aus- 

nahme derjenigen von 1950, die nach der Verwaitungsreform von 1952 in der ehemaligen DDR auf den Ge- 

bietsstand vom 04.12.1952 umgerechnet wurden. Für eine durchgagige Rückrechnung der Zähiungsdaten 

nach dem Gebietsstand 1990 waren die dazu notwendigen detaillierten Gemeindeergebnisse nicht ausreichend 

verfligbar. Da im beschriebenen Zeitraum Gebietsaustausche zwischen den Kreisen bzw. Ländern nur in gerin- 

gem Maße vorgenommen wurden, ist die Vergleichbarkeit der Angaben gewahrt. Lediglich bei Neubildungen 

von Stadtkreisen konnten keine verlalichen Daten für vorangegangene Zähiungstermine ermittelt werden. Die 

entsprechenden Ergebnisse waren nur in der Summe der dazugehörigen Landkreise verfügbar. 



Familienstand 

Zu den Voiks- und Benifszllhlungen in der ehemaligen DDR wurde unter der Bezeichnung "Wohnbevölke- 

m g "  nur jeweils ein Bevöikerungsbegriff angewandt und die entsprechenden Bevölkeningszahlen bis auf die 

untersten territorialen Gliederungen ermittelt. Grundlage hierzu war der in den Z&listen anzugebende poli- 

zeilich gemeldete Wohnsitz. 

Entsprechend der Definition der Bundesstatistik, so auch nu Voikszahlung 1987 im fiüheren Bundesgebiet, 

sind in den vorliegenden Tabellen alle Bevölkerungsdaten im Sinne der 

BevBlkemng am Ort der Hauptwohnung 

zu verstehen. . 

Zur Bevölkerung arn Ort der Hauptwohnung gehören diejenigen Personen, die im betreffenden Gebiet ihre 

alleinige Wohnung bzw. ihre Hauptwohnung haben. Zu den Zählungen 1971 und 1981 ist die Hauptwohnung 

von Familienmitgliedern, die zu Zwecken der Ausbildung bzw. BerufsausÜbung längere Zeit abwesend waren 

@.B. Studenten, Montageax%eiter), jedoch nicht dauernd getrennt von der Familie lebten, die vorwiegend be- 

nutzte Wohnung der Familie, d.h. nicht die Wohnung am Studienort, Arbeitsort (Nebenwohnsitz). Entspre- 

chend den bis 1965 geltenden Melderechtsbestimrnungen konnten die Bürger nur an einem Ort polizeilich ge- 

meldet sein. Das bedingt, daß zu den Zihlungen 1950 und 1964 vom Wohnsitz der Familie längere Zeit abwe- 

sende Personen nur an ihrem Aufenthaltsort eine Zähiliste mit der dortigen Wohnanschrifl ausfüllten und da- 

mit an diesem Ort m Bevöikemng gezllhlt wurden. 

Diese melderechtlichen Änderungen sind bei der Interpretation der Bevöikerungsentwicklung zwischen den 

Zählungen 1964 und 1971 in industriellen Ballungsgebieten und Universitätsstädten mit zu berücksichtigen, 

ohne daß die Vergleichbarkeit des vorliegenden Zahlenmaterials eingeschränkt ist. 

In allen Zählungen wurde der juristische Familienstand erfdt.  Verheiratete, die dauernd getrennt leben, ohne 

geschieden zu sein, zählen als verheiratet. Bedingt durch die 0.g. Melderechtsbestimrnungen wurden zu den 

Volkszählungen 1950 und 1964 die Verheirateten danach erfaßt, ob sie mit dem Ehepartner zusammen oder 

getrennt wohnten. 

Geschiedene, deren Ehepartner gestorben ist, gelten als geschieden, nicht als verwitwet. Personen, deren Ehe- 

gatte für tot erklärt worden ist, gelten als verwitwet. 



Die Ermittlung der Bemfsbildung.sabsc~~sse erfolgte in den Vom- und Berufsz2hlungen unterschiedlich. Zu 

den ZtiNungen 1950 und 1964 wurden nur die Fachschul- iand HocRschdabscMüsse erfrage. In den Jahfen 

197 11 und B98 1 erfolgte auch eine AvafntaQnrne der Facharbeiter- und Meisteiabschlüssa in d9s Erhebungspro- . 
I 

gr-. 

Personen mit abgeschlossener Berufsbildung müssen einen der genannten Abschlüsse (Faclmbeiter, Meister, 

Fachschd-, HochscbdabschluO) erlangtbben, der durch ein entsprechendes staatliches Zeugnis @.B. Fachar- 

beiterzeugnis, Diplom) belegt ist. H i e m  ztihlen auch Attestationen, die auf Grund langj&hriger Berufserfah- 

rungen entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen zuerkannt wurden. 

Nicht als Berufsbildungsabschlüsse in diesem Sinne gelten Qualifizierungen auf Teilgebieten eines Ausbil- 

dungsberufes und ein Teilstudium. 
\ 

Der Fach- und Hochschulabschluß kann in einer beliebigen Studienfom pirekt-, Fern-, Abend- oder externes 

Studium) absolviert worden sein. 

Personen, die einen Abschluß als Techniker angaben, wurden 1971 und 1981 in den Personenkreis mit Fach- 

schulabschluß einbezogen. 

In den Tabellen wird der jeweils höchste BerufsbildungsabscHuß ausgewiesen (keine MehrfacWung).  

Quellen des Lebensunterhalts 

Zu den Zählungen 1964, 1971 und 198 1 wurden die Quellen des Lebensunterhalts jeder Person mit der Frage- 

stellung "Welche Arten des Einkommens beziehen Sie?" ermittelt, d.h. es &de nicht nur die überwiegende 

Einkommensquelle erfragt. 

Zu den Erwerbspersonen mit Einkommen aus Erwerbstlltigkeit zähien alle Personen mit Einkommen aus Be- 

rufstlltigkeit einschließlich der Auszubildenden, die alle ein Lehrlingsentgelt bezogen. 

Einkommen aus Rente umfaDt Altersrente, Invalidenrente und sonstige Rentenarten wie Knagpschaftsrente, 

Witwenrente. Kinder mit Waisenrente gelten als zu unterstützende Personen. 

Einkommen aus Stipendien bezogen in der ehemaligen DDR fast alle Direktstudentec an Hoch- und Fach- 

schulen. 



Personen, die nur Einkünfte aus Sozialhilfe, eigenem Vermögen, Vermietung und ~ h a c h t u n g  bezogen, zäh- 

len als Nichtenverbspersonen mit sonstigem Einkommen. 

Religionsgesellschaft 

I 
1 

i Die Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft wurde in der ehemaligen DDR nur zu den Volkszähiungen 

1950 und 1964 erfragt. MaDgebend war die rechtliche Zugehörigkeit zu einer Kirche, Religionsgesellschafi 

oder religiös-weltanschaulichen Gemeinschaft. Zu den Evangelischen Kirchen zahlen in der Tabellendarstel- 

lung die Evangelischen Landeskirchen, Evangelisch-reformierten Kirchen und die Evangelischen Freikirchen. 
1 
i Zur Römisch-Katholischen Kirche m e n  nur die Mitglieder dieser Kirche. Mitglieder der Altkatholischen 
i 

:1 Kirche und verwandte Gruppen wurden den "anderen Religionsgesellschaften" zugeordnet. 
i 

1 
I 

i 
I Personen nach dem Wohnort am 01.09.1939 
1 

Nach der gesamtdeutschen Zahlung 1946 wurde in der ehemaligen DDR letztmaiig in der Volkszahlung 1950 
I 

der Wohnort am 01.09.1939 erfragt und somit ein aerblick über den Anteil der Urnsiedler und Flüchtlinge am 

Bevöikerungsbestand gegeben. 

i Durch den Stichtag bedingt umfaßt der ausgewiesene Personenkreis die am 31.08.1950 gezählte Bevölkerung 

1 ab 11 Jahre. 
i 

Im Unterschied zu allen anderen Tabellen beziehen sich die Angaben auf die neuen Länder in ihrem Gebiets- 

urnfang am 3 1.08.1950, der von dem Gebietsstand am 3 1.12.1990 nur gering abweicht. 



2 
iJ 

4. Haushalte 

~ r ih thausha l t  

Personen, die gemeinsam wohnen und wirtschaften, insbesondere ihren Lebensunterhalt gemeinsam bestreiten 

(Mehrpersonenhaushalt). In einem Mehrpersonenhausbalt können auch miteinander verwandte und fremde 

Personen oder ausschiieDlich nicht miteinander verwandte Personen zusammen wohnen und gemeinsam wirt- 

schaften. Wer allein wirtschaftef bildet einen eigenen Haushalt (Einpersonenhaushalt), und zwar auch dann, 

wenn er mit anderen Personen eine gemeinsame Wohnung hat. 

Der so gefaßte Begriff des Privathaushaltes war Erhebungspraxis bei allen Volkszähiungen in der ehemaligen 

DDR und entspricht auch dem MaDstab der Volkszahlungen in den alten Bundesländern. Analog zu den Be- 
\ 

vöikerungszahlen umfassen die gewonnenen Ergebnisse zu den Haushalten die Strukturen nach dem Haupt- 

wohnsitz, d.h. es erfolgte keine MehrfacluAhiung d a  Haushaltsmitglieder in einer Haupt- und Nebenwohnung. 

Dieser Unterschied zur bundesdeutschen Methodik, so auch zur Volkszählung 1987 im früheren Bundesgebiet, 

kann vemachliissigt werden, da die Frage des Zweitwohnsitzes in der ehemaligen DDR nur eine untergeordnete 

Bedeutung hatte. Bedingt durch die Wohnungsknappheit in den Ballungsgebieten und Industriestandorten, 

vollzog sich das Pendiergeschehen überwiegend in der Form der "Tagespendier". Die Zahl der am Zweitwohn- 

sitz begnindeten Haushalte lag in der ehemaligen DDR unter 50 000. 

Bei der Interpretation der Haushaltszahien im Zeitvergleich ist zu berücksichtigen, daß trotz des klaren Haus- 

haltsbegriffs bei der Zuordnung der Personen zu einem Haushalt, die durch die befragten Personen selber vor- 

zunehmen war, subjektive Gesichtspunkte miteingingen. In der ehemaligen DDR yaren zeitweise wichtige 

Versorgungsleistungen an die Haushalte gebunden (2.B. Bezug von Lebensmittel- und Kohlenkarten, Berechti- 

gungen für Wohnungsantrgge). 

Von Bedeutung für die Haushaltszahlen und -5trukturen ist für die Ergebnisse in den ZAhiungsjahren 1950 und 

1964 die Melderechtsregelung, daß seinerzeit nur ein Wohnsitz begnindet werden konnte und Familienmit- 

glieder am Ort der Ausbildung bzw. Berufausübung als Einpersonenhaushalt bzw. Bewohner einer Gemein- 

schaftseinrichtung ermittelt wurden. 

Gemeinschaftsunterkunft 

Gemeinschaftsunterkünfte im Sinne der Volkszählungen in der ehemaligen DDR sind Wohnheime, Einrich- 

tungen der Kinder- und Jugendpflege, des Gesundheitswesens und der Sozialfürsorge zur Beherbergung und 

Betreuung von Personen, die hierin aus Gründen der Berufsausübung, Berufsbildung oder des Studiums bzw. 

aus erzieherischen, sozialen, gesundheitlichen oder anderen Gründen ständig oder zeitweise wohnen. 



HE die t&ellarische Darstellung wurden nur Personen mit Hauptwohnsitz in G e m e i n s c ~ t e r ~ e n  einbe- 

zogen, unabhllogig davon, inwieweit sie selbstandig wirtschafteten. 

Haushdtsvarstand/Be~ugspemon des Haushalts 1 

Hierbei handelt es sich um die Person, die überwiegend nim UnterMt des Haushalts beiträgt. 

Zu den Voikszähiungen 1950 und 1964 bestimmte der H a W t  im Erfassungsbogen den Haushaitsvorstand. 

197 1 und 198 1 wurde die Bezugsperson auf rechentechnischem Wege bestimmt. Besiimmungskriterien waren 

die Angaben nir ErwerbMtigkeit, nun Alter und nir angeführten Reihenfolge der Haushaltsmitglieder im 

Haushaitsbogen. 



K u m r  AbriD der Volks- und WohnungszfiUilungen in der ehemaligen DDR 

Die in der DDR durchgeführten ZWungen können in drei Gruppen zusammengefaßt werden. 

Die erste G m ~ w  umfdJt die Zählungen, die -von ihren Erhebungsmerlunalen und ihrer Methodik her - auf ge- 

samtdeutsche Ergebnisse orientie~a waren. Dazu gehören die Gebaude- und Wobnungsdhlung vom 20. Juni 

1950 und die Volks- und Berufszähiung am 31. August 1950, die mit einer Arbeitsstiittedung verbunden 

war und natllrlich auch die am 29. Oktober 1946 erfolgte Volks- und Berufszähiung. Nur ein Teil der beson- 

ders für 1950 vorliegenden Zählungsergebnisse ist seinerzeit der Öffentlichkeit zug2ngig gemacht worden. 

Zur zweiten G r u ~ w  sind die Gebaude- und WohnungszAhlung am 15. M r z  1961 und die Volks- und Berufs- 

zählung arn 3 1. Dezember 1964 zu rechnen. Die VBZ crfolgte rund dreieinhalb Jahre nach dem Mauerbau und 

war in erster Linie als Bestandsaufixdune konzipiert, um die Auswirkungen der massenhaften Abwandemngen 

aufBevölkemngszah1 und -stniktur, insbesondere auf die arbeitsmige Bevölkerung zu ermitteln. Dafür 

spricht, dal schon mit den manuell ermittelten Schnellergebnissen ab Gemeinde aufwarts die Wohnbevölke- 

rung nach Altersjahren und Geschlecht als neue Forischreibungsgrundlage übernommen wurde. Die Stichpro- 
' 

ben-Vowegaufbereitungen über die Privathaushalte nach der GrßOe und über die Struktur und Verteilung der 

wirtschaftlich Tatigen hatten ebenfalls den Charakter von Schnellergebnissen. Zudem sollten Verkürzungen im 

Frageprogramm eine xhnellc Aufbereitung erniögliclicn. So wurdcn wcdcr die Allgemeinbildung noch dic 

Facharbeitcrausbildung ermiltclt. Dic Zählung besc1ir:liikic sich auTHocli- und Fachschulabschlüssc. Ddur 

ermittelte die Zahlung noch die Religionszugehöigkcii. Dic Zahlung von 1964 untcrschcidet sich von dcn an- 

deren Volkszllhlungen durch die schr brcilc VcrölTciiilicliiiiig ilircr Ergcbiiissc. Es wurdcii iiiil Gcsiiiiit- uiid 
/ 

Bezirksergebnissen zwölf Bände und mit Krcis- und ieilwcisc Gcnicindccrgcbnisscn jc Bczirk zwei Bandc öf- 

fentlich zugihglich gemacht. 

Am 1. Dezember 1967 wurde das Gesetz Uber dic Durclifulirung von Volks-, Bcrufs-, Wolinraum- und Gebau- 

dedhlungcn verabschiedcl. Mi1 dicscr Rcchisgi-iiiidliigc eri'ciclilc das Siiilisiisclic Anil wicdcr dic cinlicilliclic 

Durcliiüliruiig voii Voiksdltiiuiig uiid Woliiiiiiigs~!lIili~~ig. M;iii wiir iiiicli wicdcr iii dcii iiiicriii~iioii:il ciii})rolilc- 

ncn Rahmcntcrmiiicn. Auf dicscr Gruiidlagc crfolglcii dic ii:lclislcii Zaliluiigcii iiiil Sliclilag I .  Jeiiiiiir 197 1 uiid 

3 1. Dezember 1981, die der dritten G ~ D I  der ZBhluiigcii zugeordnet wcrdcn könncn. Dicse beidcn Ziihlungcn 

sind im Fragcprogramm und in dcn nicthodisclicii Fcsilcguiigcii vcrglciclibiir, uiid sic ciilsprcclicii iiiicli wci- 

Icsigcliend dcn Eiiipfclilungcii dcr Koiifcrciiz EiiropPisclicr Sliilistikcr. Bci folgciidcii Bcrciclicii siiid jcdocli , 

Einschrankungcn fcstzustcllcii: 

Dic Slaalsaiigcliörigkcit dcr Eiiiwoliiicr wiiidc iiiclil crliilll. Diis crlolgic ziilclzl 1950. Eiiic criiciilc 17r;igc- 

stellung dicscr Ari war aus polilisclicii Grüiidcii iiiclii cnvii~isclil. 



@ IH1 der m m g  von 19811 fehlte &e Erfassung des Merkmals "BauAter" des Wohgebgudes. Obgleich von 

der Regierung diese Frage d m h  EkschliaD besatigt war, wurde sie durch die SED-Fühnuig ein halbes Jahr 

vor dem Wungstennin untersagt. Zu dieser Zeit waren die W l i s t e n  bereits ausgedruckt. Damit war das 

Statistische Amt gezwungen, auf Handzettel die i?Xder zu bitten, diese Angaben nicht zu ermitteln. 

o Die inlhaltlich-methodische Vergleichbarkeit zur Bundesstatistik ist für viele Merkmale vorhanden, jedoch 

dort nicht gegeben, wo ;auf D D R - M m s  ausgerichtete Systematiken ( W i r t s c ~ z w e i g e ,  Berufe und 

Tätigkeiten) verwandt wurden. In den Wohnraum- und GebtiudeZ4Mungen gibt es methodische Unter- 

schiede hinsichtlich der Behandlung der Mume als Gruppierungsmerkinia1 der WohnungsgröDen und in der 

Eigentumsstniktur. 

Die Publikation der Zihlungsergebnisse von 1971 und 1981 erreicht bei weitem nicht das Niveau der Zihlung 

von 1964 hinsichtlich Umfang und Breite der Information. Beginnend mit den siebziger und dann immer aus- 

geprggter in den achtziger Jahren entstand ein MiDverMtnis zwischen den aufbereiteten und den für eine Ver- 

öffentlichung freigegebenen Zihlungsergebnissen. Den Maßstab für Veröffentlichungen ohne Geheimhaltungs- 

grad bildete das Statistische Jahrbuch, wobei das Programm des Statistischen Jahrbuches durch die SED-Füh- 

ning festgelegt wurde. 

Ein besonderes Problem war für die DDR-Statistik die Erfassung von Bescwgtenangaben für Armee und 

Grenztruppen, Polizei und Staatssicherheit, Zoll, Parteien und Massenorganisationen einschlieDlich Verlage 

und Druckereien dieser Einrichtungen sowie die Wismut-AG. Dieser sogenannte X-Bereich durfte durch die 

amtliche Statistik nicht mit der Arbeitskrae- und Lohnstatistik kfragt werden. Bei den Volks- und Berufszäh- 

lungen war es jedoch unumgänglich, auch diese Personenkreise mit der Zihlung zu erfassen. Damit war man 

in der Lage, die Zihlungsangaben über die wirtschaftlich Thtigen den Angaben aus der entsprechenden jiüuli- 

chen BerufsiAtigenerhebmg gegenüberzustellen. 

Volksmung BemfsMigenzählmg Differenz 
1OOO 

Diese Difierenz kann aufgnind unterschiedlicher Stichtage und Abweichungen im Erhebungskonzept nicht 

unmittelbar als X-Bereich gedeutet werden. Eine Vergleichsrechnung, die die Unterschiede eleminiert, ergibt, 

daß der X-Bereich 1970 ca. 500 000 und 1981 Ca. 715 000 Beschäftigte hatte. Damit wurde ein wesentliches 

vollrswirtschaftliches Potential statistisch nicht erfaßt. Eine genaue Herausrechnung dieser Angaben aus den 

Wungsergebnissen ist nur näherungsweise möglich. Bei den Zählungen ist der X-Bereich unter den Angaben 



der wirtschaftlich Tatigen in'den Nichtproduzierenden Bereichen und der Tatigkeitsgmppe "Sonstige Behbr- 

denangestellte" zu finden. Es erfolgte keine Vermischung der anderen Bereiche, Zweige und Berufe mit Anga- 

ben des X-Bereiches. Wehrpflichtige wurden den Zweigen und Tatigen zugeordnet, den sie nirni Zeitpunkt 

ihrer Einberufung angehöhen und wo sie im Regelfall nach Ableistung des Wehrdienstes die Arbeit wieder I 

aufnahmen (etwa 55 bis 60 000 Personen). 
I r  

Nachfolgend eine h g e f a ß t e  chronologische Übersicht der in der ehemaligen DDR durchgeführten Volks- 

und Berufszählungen sowie Gebaude- und Wohnungszählungen. I 

20. Juni 1950 

Inhalt: - Wohungszähiung 

- Gebaudezählung 

Rechtsmundiage: - Durchfühnuigsbestimmung zur Anordnung über die VolkszAhiung 1950 vom 9. Mai 1950 

Erhebunasvordnicke: - Grundstücks- und @ebCIudeliste der Wohnungsflung am 20. Juni 1950 

Veröffentlichung von Ergebnissen: - Statistisches Jahrbuch der DDR 1956 I 

31. Aumst 1950 

Inhalt: -Volkszähiung 

- Berufszähiung 

- Zihiurig nichtlandwirtschaftlicher Arbeitssutten (im folgenden nicht nachgewiesen) 

Rechtsmundiaee: - Verordnung vom 25. Mai 1950 über die Durchführung einer Volks- und Benifszählung 

-Erste Durchführungsbestimmung vom 29. Juli 1950 zur Verordnung über die Durchfüh- 

rung einer Volks- und Berufszähiung 

Erhebun~svordnicke: - Haushaltungsliste der Volks- und Berufszähiung arn 3 1. August 1950 

Veröffentlichung von Ergebnissen: - Statistisches Jahrbuch der DDR 1955, 1956, 1957 

15. M ä n  1961 

Inhalt: - Wohnungszähiung 

- Gebaudezähiung 

Rechtsmundiage: - Beschluß des Ministerrates vom 13. Oktober 1960 über die Durchfühning einer 

WohnungszAhiung im MLLrz 196 1 



Erh&unnwordn~cke: - ahlliste für die W o h g s f l u n g  1961 

Veröffentlichung von Ergebnissen: - Statistisches Jahrbuch der DDR 1962,1963 

31. Dezember 1964 

Inhalt: - Volksrnung 

- Berufsziihiung 

Rechtsmdiage: - Gesetz vom 11. Dezember 1957 über die Durchführung einer Volks-, Berufs- und 

Wohnraumzähiung 

Das Gesetz bestimmte die Durchfühning der Volks-, Berufs- und WohnrawnzUung mit 

Stichtag 15. Januar 1959. Mit BeschluD der Volkskammer vom 8. Dezember 1958 wurde 

die Zählung ausgesetzt und der Ministerrat emchtigt,  diese ZAhiung zu einem von ihm 

selbst festzuiegenden spateren Termin durchnifiihren. 

- BeschluD des Ministerrates vom 22. Dezember 1962 über die Durchführung einer Volks- 

und BerufszAhiung arn 3 1. Dezember 1964 

- Fünfte Durchfühnuigsbestimmung vom 1. April 1964 nim Gesetz über die Durchfüh- 

rung einer Volks-, Berufs- und Wohnraumzähiung 

Diese Durchfühnuigsbestimmung regelte den Ablauf der Zählung in den Gemeinden, 

Kreisen und Bezirken. 

Die 1. bis 3. Durchführungsbestimmung betraf die ausgesetzte ZAhiung am 15.01.1959; 

die 4. Durchfühnuigsbestimmung regelte die Durchführung einer Probeziihiung am 

29.06.1963 in Vorbereitung der Volks- und Berufsf lung 1964. 

Erhebunnwordrucke: - Haushaltsliste der Volks- und Berufsflung 3 1. Dezember 1964 

- Anstaltsliste der Volks- und Berufszählung 3 1. Dezember 1964 

Ver6ffentlichung von Ergebnissen: 

- Staatsvedag der DDR 

. Verzeichnis der Gemeinden und W e i l e ,  1966 

e n W t  für Gemeinden Angaben 

zu Wohnbevölkerung, Geschlecht und Altersgruppen, 

für Kreise und Bezirke Angaben 

zu Wohnbevölkerung, Geschlecht und Altersjahren 



. Ergebnisse der Volks- und Benrfszählung am 3 1.12.1964, 1967 

. Statistisches Jahrbuch der DDR 1966, 1967, 1968 

- Herausgegeben von der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik als Schriftenreihe der Volks- und 

BenrfsziWung 1964 

. Wohnbevölkening nach Geschlecht, Alter und Gebiet (vorlaufige Ergebnisse) 

. Haushalte nach Art, Grölle und Gebiet (vorlaufige Ergebnisse) 

. Wohnbevöikening insgesamt nach Gemeinden (vorliiufige Ergebnisse) 

. Wohnbevöikening nach Altersgnippen und Gemeinden (vorl2ufige Ergebnisse) 

. Stniktur der wirtschaftlich atigen Wohnbevölkerung (Ergebnisse einer 20%Stichprobenautbereitung) 

. Wohnbevöikening nach Alter, Familienstand, Hoch- bzw. Fachschulabschluß, sozialer Gliedening und an- 

deren Merlkmalen 

. Haushalte nach Art, Grolle und Zusammensetzung 

. Wirtschaftlich atige und nicht wirtschaftlich tätige Wohnbevöikerung 

. Wirtschaftlich atige Wohnbevölkerung nach Stellung im Betrieb, Wirtschaftszweig und Eigentumsform der 

Arbeitsstätte; Arbeitspendler 

. Wirtschaftlich Tätige nach Berufen 

. Wirtschaftlich Tätige mit Hoch- und Fachschulabschluß 

. Ergebnisse der V O ~ -  und Benrfszählung 1964 nach Bezirken (je Bezirk 2 Bde.) 

Die Veröffentlichungshde sind durch Ausleihe von der Bibliothek des Statistischen Bundesamtes erhältlich. 

01. Januar 1971 

Inhalt: - VolksziWung 

- BenrfszAhlung 

- wohnungsmung 

Rechtsmdlage: - Gesetz vom 1. Dezember 1967 über die Durchführung von Volks-, Berufs-, Wohnraum- 

und Geb2udeziWungen in der DDR 

Das Gesetz bestimmte die Durchfihmng nachfolgender Zählungen. Der Stichtag der 

Mchsten m u n g  wurde für den 1. Januar 1971 bestimmt. Der Ministenat wurde er- 

mchtigt, den jeweiligen Zählungstermin der künftigen Zählungen zu beschliellen. 

- Anordnung Nr. 2 vom 5. Januar 1970 zum Gesetz über die Durchführung von Volks-, 

Berufs-, Wohnraum- und GebäudeziWungen 

Diese Anordnung regelte den Ablauf der Zählung in den Gemeinden, Kreisen und Be- 

zirken. 

Die Anordnung Nr. 1 betraf die Durchführung einer F'robeziWung am 30.04.1969. 



Erhebun~svornicke: - Gebttudeliste VBWGZ am 1. Januar 197 1 

- Wohnungsliste VBWGZ am 1. Januar 1971 

- Haushaltsliste VBWGZ am 1. Januar 197 1 

- Individualblatt zur Zähiung von Permnen in Anstalten VBWGZ am 1. Januar 1971 

Veröffentlichung von Ergebnissen: 

- Statistisches Jahrbuch der DDR 1971,1972,1973,1974 

- Herausgegeben von der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik: Volks-, Berufs-, 

Wohnraum- und Gebäudezähiung 1. Januar 197 1 

- Herausgegeben von der Staatlichen Zentdverwaltung für Statistik als Schriftemeihe 

der Volks-, Berufs-, Wohnraum- und Gebttudemung 1971 

. Wohnbevöikemng und Wohnungen nach Gebiet (vorliiufige Ergebnisse) 

. Wohngebäude und Wohnungen 

. WohnverMtnisse der Bevölkerung und der Haushalte 

, Wohnbevölkemng und Hauslialte 

. Wirtschaftlich Utige und nicht wirtschaftlich Utige Wohnbevöikemng 

. Struktur der Haushalte und Familien (Ergebnisse einer SY~Stichprobenaufbereitung) 

Die Veröffentiichungsbände sind durch Ausleihe von der Bibliothek des Statistischen 

Bundesamtes erMtiich. 

31. Dezember 1981 

Inhalt: - Volksz2hiung 

- Berufszähiung 

Rechtsgnuidlage: Anordnung vom 4. Dezember 1980 über die Vorbereitung und Durchführung der 

Volks-, Berufs-, Wohnraum- und Gebaudezähiung am 3 1. Dezember 198 1 

Die Anordnung erfolgte aufgrund des Gesetzes vom 1. Dezember 1967 über die Durch- 

führung von Volks-, Berufs-, Wohnraum- und Gebäudezähiungen 

Erhebunasvordrucke: - Wohnungsliste VBWGZ am 3 1. Dezember 1981 

- Haushaltsliste VBWGZ arn 3 1. Dezember 1981 

- P e r s o n e d l i s t e  VBWGZ am 31. Dezember 1981 

- M l i s t e  für Gemeinschaftseinrichtungen VBWGZ am 3 1. Dezember 1981 



Veröffentiichunn von Ergebnissen: 

- Statistisches Jahrbuch der DDR 1982, 1983,1984, 1985 

- Herausgegeben von der Staatlichen Zentralvenvaltung für Statistik 

. Vok-,  Berufs-, Wohnraum- und Gebaudeaung am 3 1.12.198 1 

- Ausg-te Ergebnisse - 
. AusgewWte Ergebnisse der Wohnraum- und Gebaudernung 

. Ausgewähite Ergebnisse der Volks- und Berufsmung 

Die Veröffentiichungsbände sind durch Ausleihe von der Bibliothek des Statistischen 

Bundesamtes ermtiich. 

Die Volks- und Berufszählungen sowie Gebaude- und Wohnungsz&iungen in der ehemaligen DDR wurden im 

wekntlichen mach gleichen inhaltlich-methodischen und organisatorischen Grunutzen durchgeführt. Ihre 

kurz gefaßte Beschreibung wird daher am Beispiel der Zählung vom 3 1. Dezember 1981 vorgenommen. Unter- 

schiede im Frageprogramm zu den früheren Zähiungen sind den im Anhang beigefügten Erhebungsunterlagen 

zu entnehmen. 

Volks-. Berufs-, Wohnraum- und Geb5udezählung am 31. Dezember 1981 

1. Erhebun~sumfang 

Die ZäHung 1981 umfaßte zwei Erhebungsbereiche, 

1. die Volks- und Berufsz&iung als Einwohnenählung, die mit der Erhebung bevöikemngs- und insbeson- 

dere auch berufsstatistischer Angaben verbunden war, 

2. die Wohnraum- und GebiludezMung, die neben der Feststellung des Wohnungs- und Gebaudebestandes 

auch die Gewinnung grundlegender Strukturdaten zum Gegenstand hatte. 

Diese auch dem ausführlichen Titel des Gesetzes zur ZClhlung 1971 und der Anordnung der Zählung 1981 ent- 

sprechende Konzeption als Mehrnveckerhebung wurde aus fachlichen, organisatorischen und Kostengründen 

gewählt. 

Für die gemeinsame Durchführung der Zählungsteile sprach aus fachlicher Sicht, CM die Ergebnisse bezogen 

auf einen gemeinsamen Stichtag ermittelt werden konnten. Damit konnten bevöikerungsstatistische mit den 

gewude- und wohnungsstatistischen Sachverhalten verknüpft werden. Von nicht zu unterschiitzender Bedeu- 

tung für die Gewinnung von Aussagen über den Grad der Wohnraumversorgung der Bevölkerung war dabei, 

daB an die ZWung aller Personen im Haushaltsnisammenhang und der daraus abzuleitenden amtlichen Ein 



w o h n e d e n  wesentiich höhere &~uigkeitsanforderungen gestellt waren, als sie bei der sonst üblichen Ge- 

w h u n g  von Angaben zur Wohumbelegung bzw. zu den WohnverWUnissen im Rahmen von gebäude- und 

wohnungsstatistischen Erhebungen erreichbar sind. 

Die erheblichen organisatorischen Vorteile lagen in der Nutzung der aufgebauten Zilhlungsorganisation mit 

tiber 200 ~ o m m i s s i o n e n ,  Ca. 8 000 Organisationsbüros und 400 000 Zählern und Zilhlinstrukteuren sowohl 

für die Volks- und Bereifsz&iung als auch die Wohnraum- und Gebtiudez!ihlung. Neben den fachlichen, orga- 

nisatorischen und Kostengesichtspunkten war auch zu berücksichtigen, daß die Bürgerinnen und Bürger auf 

diese Weise nur einmal mit dem Ausfüllen der Fragebogen belastet werden mußten. 

Der Erhebungsumfang der VolkszAhlung war sachlich durch die Vorschrift definiert, alle Personen, die ihren 

stibdigen Wohnsitz im Gebiet der DDR hatten, zu erfassen (vgl. 5 5 Abs. 2 im Gesetz von 1967). Einbezogen 

in die Zilhlung wurden die Personen am Sitz ihrer Hauptwohnung und, wenn zutreffend, am Sitz ihrer Neben- 

wohnung(en). Damit stellte der Erhebungsumfang auf die sog. wohnberechtigte Bevölkerung ab. Die Ermitt- 

lung der amtlichen Einwohnerzahlen beruhte auf der Auszählung der Personen am Ort ihrer Hauptwohnung. 

Für diesen Personenkreis wurden in allen Zählungsunterlagen die Begriffe "Wohnbevöikening" bzw. 

"Hauptbewohner" verwandt. 

Nicht in die Zähiung einbezogen wurden Mitglieder 

- ausludischer diplomatischer Missionen oder bemfskonsularischer Vertretungen und 

- der in der DDR stationierten ausländischen (sowjetischen) Streitkräfte (einschliefllich des zivilen Gefolges) 

sowie deren Familienmitglieder. 

Das Vorhaben entsprach der Verfahrensweise bei den vorangegangenen Voikszählungen und stand im Ein- 

klang mit den Modalitäten der Bevöikerungsfortschreibung. 

Das auf zeitliche Abgrenzung des Erhebungsumfangs gerichtete Stichtagsprinzip bedeutete für den bevtilke- 

rungsstatistischen Komplex der Zilhlung 1981, daß nur jene Personen zu erfassen waren, die am 3 1. Dezember 

1981 oder früher geboren wurden und auch am 1. Januar 1982,0.00 Uhr, gelebt hatten. Entsprechend waren 

Personen, die vor dem Ziddungsstichtag innerhalb der DDR umgezogen waren oder sie verlassen hatten, bereits 

am neuen Wohnsitz zu zählen bzw. nicht mehr in die Zählung einzubeziehen. 

Bei der Wohnraum- und Geb&udezWung 1981 wurden ebenso wie bei früheren Zensen zum einen alle Gebau- 

de mit Wohnraum und bewohnte Unterkünfte, zum anderen die darin vorhandenen Wohneinheiten 

(Wohnungen) erhoben. Der Zielsetzung entsprechend, eine vollandige und genaue ~ a r i t e l l u n ~  des Wohnge- 

Wudebestandes, des Wohnungsbestandes und der Wohnsituation zu ermitteln, waren damit neben den Wohn- 

g d u d e n  auch Bauten einbezogen, die überwiegend zu anderen als zu Wohnzwecken genutzt wurden (sonstige 



W u d e  mit Wohnraum). Ausgeklammert blieben aber Gebaude, die arn Stichtag ausschließlich gewerblichen, 

sozialen, kulturellen, Verwaltungs- oder sonstigen Aufgaben zu dienen bestimmt waren. 

Zur Wohnraum- und Gebäudeaung 1981 nicht a u s m f l i c h t i g  waren - ebenso wie bei der Zihlung 1971 - 
Angehörige ausl2ndischer Streitkrtdfte, diplomatischer sowie berufskonsularischer Vertretungen. In deren Ei- 

gentum bnv. Nutzung befindliche Gebäude und Wohnungen wurden auch dann nicht g e m t ,  wenn sie außer- 

halb geschlossener Bereiche lagen. 

Leerstehende Gebgude mit Wohnraum wurden in die Zählung dann einbezogen, wenn 

j - die Wohnungen vorübergehend leer standen und spater wieder zu Wohnzwecken genutzt werden sollten, 

- die Wohnungen fertiggestellt, aber noch nicht bezogen waren, 

- sie zum AbriD bestimmt waren, aber noch keine behördliche Abbruchgenehmigung vorlag. 

Unterkünfte, wie Baracken, Lauben U.&, d.h. Bauten, die nur vorübergehend zu Wohnzwecken genutzt und 

deshalb nicht zu den Gebäuden mit Wohnraum gerechnet werden, wurden nur dann gezählt, wenn sie zum 

Zihlungszeitpunkt als m d i g e r  Wohnsitz genutzt wurden. 

2. Erhebuneseinheiten 

2.1 Personen 

Geprägt durch unterschiedliche erhebungsorganisatorische Bedingungen waren als Erhebungseinheiten auf der 

Ebene der Person solche in Privathaushalten von denen in Gemeinschaftseinrichtungen zu unterscheiden. Ge- 

meinschaftseinrichtungen im Sinne der Zihlung sind Wohnheime, Einrichtungen der Kinder- und Jugend- 

pflege, des Gesundheitswesens und der Sozialfürsorge zur Beherbergung und Betreuung von Personen, die 

hierin aus Gründen der BerufsausÜbung, Berufsausbildung oder des Studiums bnv. aus erzieherischen, sozia- 

len, gesundheitlichen oder anderen Gründen m d i g  oder zeitweise wohnen. Von diesem Personenkreis wurden 

keine Haushalts- bnv. Farnilienangaben erfaßt, ~ c h  wenn in Einzelfäilen @.B. Studenten mit Eheparhern 

oder Kindern) eine weitgehend eigene Haushaltsfühning gegeben war. Als Personen in Privathaushalten aus- 

drücklich zuzurechnen waren die Bediensteten und ihre Familienangehörigen, wenn sie innerhalb der Gemein- 

schaftseinrichtung eine abgeschlossene Wohneinheit bewohnten, auch wenn sie durch die Einrichtung versorgt 

wurden, 2.B. an der Gemeinschaftsverpflegung teilnahmen. 

Einen Haushalt bilden alle Personen, die gemeinsam wohnen und wirtschaften. Wer allein wirtschaftet, bildet 

einen eigenen Haushalt. Personen mit mehreren Wohnungen waren in jeder Wohnung einem Haushalt zuzu- 

ordnen. Für die Zählung der Haushalte waren damit nvei Bedingungen maßgebend. 



So war einerseits feazustellen, cb und welche Personen eine Wohnung gemeinsam bewohnten. Abwesenheit, 

auch vorübergehende, war dabei nicht von der Frage des tiberwiegenden Aufenthaltes oder der Unterscheidung 

zwischen Haupt- und Nebenwohnung im melderechtlichen Sinne a b h g i g ,  entscheidend war vielmehr das 

Vorliegen eines Wohnsitzes selbst. Demgern  mußten zum Haushalt unter gegebenen Bedingungen beispiels- 

weise auch auswärts wohnende Erwerbstätige, Schüler und Studierende, Grundwehrdienstieistende sowie gege- 

benenfalls Personen mit weiterem Wohnsitz in einer Gemeinschafhnterkunft gezällilt werden. Die Bedingung 

des gemeinsamen Bewohnens einer Wohnung war nicht an familiäre oder verwandtschaftliche Beziehungen 

gehiipft. In keinem Fall konnte sie auf Personen zutreffen, die zum Zählungszeitpunkt nur besuchsweise an- 

w a n d  waren. 

Handelte es sich insoweit um ein objektivierbares Kriterium (Vorliegen eines meldepflichtigen, nicht notwen- 

digerweise gemeldeten Wohnsitzes), so beruhte andererseits die Frage, ob die zusammen wohnenden Personen 

auch gemeinsam wirtschafteten, das heißt insbesondere den Lebensunterhalt gemeinsam bestritten, als weitere 

Bedingung gemeinsamer Haushaltsfiilmng, auf der Selbsteinstuhg der Befragten. Einen eigenen Haushalt 

bildete deshalb auch dann, wer allein wirtschaftete, gleichwohl mit anderen Personen, 2.B. als Untermieter, 

eine gemeinsame Wohnung hatte. Wohn- bzw. Lebensgemeinschaften konnten dabei je nach gegebenen Bedin- 

gungen als Personen mit je getrennter oder gemeinsamer Iiaushaltsfühning in Erscheinung treten. 

2.3 Gebäude 

Erhebungseinheiten der Wohnraum- und Gebäudezählung 1981 waren zurn einen die Gebäude mit Wohnraum, 

gegiiedert in Wohngebäude sowie sonstige Gebaude mit Wohnraum (Nichtwohngebaude genannt) und die be- 

wohnten Unterkünfte (Behelfsunterkünfte genannt) und zum anderen die darin befindlichen Wohnungen. Ge- 

Mude waren dabei als für längere Dauer emchtete Bauwerke zu definieren, wobei als einzelnes GebBude jedes 

freistehende Gebaude oder bei zusammenh2ngender Bebauung - 2.B. Doppel-, Gruppen- und Reiheduser  u i d  

insbesondere städtischer Bebauung -jedes Gebäude galt, das durch eine vom Dach bis zurn Keller reichende 

Brandmauer von anderen Gebauden getrennt war. Als einzelne Gebaude waren damit auch Seitenflügel, die 

mit dem Vordergebaude verbunden waren, Hinterhauser sowie weitere Bauwerke auf demselben Grundstück zu 

a e n ,  sofern die genannten Bedingungen zutrafen. 

Ob es sich hierbei jeweils um ein WohngeMude oder um ein sonstiges Gebäude mit Wohnraum 

(Nichtwohng&ude) handelte, war vom Auskunftspflichtigen anhand der Anteile an der GesamtnutztYache für 

Wohn- oder Nichtwohnzwecke zu beantworten. Übenvog der Anteil der für Wohnzwecke genutzten Flachen, 

handelte es sich um ein "WohngeMudeU, standen dagegen gewerbliche, soziale, kulturelle, administrative 

und/oder andere Nutzungszwecke im Vordergrund, lag ein "Nichtwohngebäude" (sonstiges Gebaude mit 

Wohnraum) vor. 
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Als "bewohnte B e h e i f s u n t e ~ e "  wurden beheifsdige, nur vorübergehend zu Wohnzwecken bestimmte 

'1 oder geeignete Bauten erfaßt, jedoch nur, soweit sie am Wungsstichtag ganz oder zumindest teilweise be- 

Eine "Wohnung" im Sinne der Erhebungseinheit war die jeweilige Gesamtheit von ein oder mehreren in der 
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4 Regel stmkimeil nisammenhhgenden Mumen, die für Wohnzwecke gebaut wurden und einen eigenen 

wohnt waren. Zu den Unterkünften zählten u.a. Behelfsheime, Baracken, fest verankerte Wohnschiffe; Lauben 

sollten jedoch nur dann einbezogen werden, sofern die in ihnen lebenden Personen dort ihre alleinige Woh- 

nung hatten. 

Wohnungseingang unmittelbar vom Treppenhaus, von einem Vorraum des Hauses oder von außen haben sowie 

eine eigene Küche bzw. Kochnische besitzen. Ein Korridor oder andere Nebenräume brauchten nicht vorhan- 

den zu sein. Einzubeziehen waren aber auch außerhalb des eigentlichen Wohnungsabschlusses liegende Räume 

@.B. Mansarden) sowie zu Wohnzwecken ausgebaute Keller- und Bodenräume. Hierbei war es gleichgtdtig, ob 

und wieviele Haushalte zum Zihlungsstichtag in ihr untergebracht w e n  und auch, ob sie ausschlieDlich oder 

nur teilweise zu allgemeinen Wohnzwecken genutzt wurde. So waren neben dem Regelfall der bewohnten 

Wohnung auch leerstehende Wohnungen, Berufs- oder Geschäftsmietwohnungen, die zumindest in Teilen zu 

(frei)berufiichen oder gewerblichen Zwecken genutzt wurden, einzubeziehen. Falls ein Haushalt in einem Ge- 

Wude oder einer Unterkunft mehr als eine Wohnung nutzte, waren die Wohnungsangaben auf einem Woh- 

nungsbogen zusammenzufassen, d.h. die von der Zweckbestimmung her getrennten Einheiten galten, geprägt 

durch die gegenwwge Nutzung durch nur einen Haushalt, auch nur als eine Wohneinheit. 

3. Frapen~rogramm 

3.1 Volks- und Bemfszilhlung 

Alle in der Volks- und Berufszähiung 1981 zu erhebenden Angaben wurden in der "Personedl i s te"  erfdt.  

Für jedes Haushaltsmitglied und jeden Bewohner einer Gemeinschaftseinrichtung war eine P e r s o n e d l i s t e  

ausnifüllen. Der Erhebungsbogen war zweigeteilt, zum einen in den Teil zur Beantwortung der Fragen durch 

den Bürger und zum anderen in den Teil für die vorzunehmenden Markierungen der Antworten für den 

rechentechnischen EinleseprozeD. 

Bei der Volks- und Berufszählung 1981 wurden Fragen zu folgenden Sachbereichen gestellt: 

- BevOikemng, 

- Queilen des Lebensunterhalts, 

- Bildung, 

- ErwerbMtigkeit und 



3.1.1 Name, Vorname 

Die Eintragung des Namens verfolgte das einzige Ziel, die Vollsthdigkeit der erfaßten Personen im Haushalt 

bzw. in der ~ m e i n ~ ~ h a f k x i ~ c h t u n g  zu sichern. Die Vollsi!4ndigkeitspMung war durch einen Abgleich mit 

den aufgeführten Haushaltmitgliedern auf der Haushaltsliste (Haushaltsmantelbogen) vorzunehmen. 

In der Haushaltsliste war für aiie zum Haushalt gehdrenden Personen ihre Stellung gegenüber dem 

Ausfüllenden anzugeben. Aus diesen Angaben wurden die "Nummer der Person im Haushalt" und "Mutter- 

Kind-Beziehungen" abgeleitet. 

Aus der Haushaltsliste war durch den W e r  auch die "Nummer der Person im Haushalt" (Markierungsfeld B) 

und gegebenenfalls eine "Mutter-Kind-Beziehung" (Markiemgsfeld A) in die Pe r soned l i s t e  zu Ubemeh- 

men. 

Es erfolgte kein Einlesen und rechentechnisches Speichern des Namens. 
, 

3.1.2 Geschlecht 

3.1.3 Geburtsdatum 

Je nach ~uswekun~szweck stand einmal das aus dem Geburtsdatum in Verbindung mit dem mungsstichtag 

errechnete Alter, zum anderen das Geburtsjahr selbst im Vordergrund der Analyse. Durch den mungszeit-  

punkt 3 1.12,1981,24.00 Uhr waren Umrechnungen zwischen Geburtsjahren und Altersjahren zum m u n g s -  

termin problemlos. Aus diesem Grunde wurde auf eine Einspeicherung des Geburtstages und -monats verzich- 

tet und nur das Geburtsjahr eingelesen. 

3.1.4 Wohnanschrift 

Falls Personen aus Gründen der Berufsausübung, der Berufsausbildung oder des Studiums eine Hauptwohnung 

und eine Nebenwohnung hatten, waren beide Anschriften anzugeben. Eingelesen und gespeichert wurde jedoch 

nur die Information, ob die Person in der temtorialen Gliederung der Zählungsergebnisse mit Haupt- oder Ne- 

benwohnsitz auszuweisen ist. 

Mit der ausdrücklichen Bezugnahme auf die Angaben im Personalausweis waren die Voraussetzungen dafür 

geschaffen, daß der zu ermittelnde Bevölkerungsbestand in Umfang und regionaler Gliederung mit der laufen- 

den Bevölkemgsfortschreibung als deren Ausgangsbasis verzahnt werden konnte. Im Hinblick auf den Aus- 

schluß von Doppelzähiungen und die richtige regionale Zuordnung der Einwohner war so der Bevölkerungsbe- 

stand nach denselben rechtlichen Kriterien abgegrenzt, nach denen auch die nach dem Zählungsstichtag auftre- 

tenden Geburten und Sterbefälle sowie Zu- und Fortzüge gemeindeweise zuzurechnen waren und sind. 



Diese Angaben waren nicht d m  bestimmt und wurden auch nicht dazu genutzt, eine Überprüfung und ggf. 

Berichtigung fehlerhafter Melderegister herbeizuführen. 

3.1.5 Familienstand 

Im Hinblick auf den Familienstand galten Geschiedene, deren früherer Ehepartner gestohen war, als geschie- 

den, nicht als verwitwet. Als geschieden galten auch Personen, deren Ehe aufgehoben worden war. Personen, 

deren Ehegatte für tot erklärt worden war, galten als verwitwet. Verheiratete, die zum Zeitpunkt der Ztihiung 

dauernd getrennt gelebt hatten, ohne daß eine gerichtliche Scheidung ausgesprochen worden war, wurden als 

verheiratet gezählt. Alle in Scheidung lebenden Personen galten als verheiratet, sofern das Scheidungsurteil 

noch nicht rechtskräftig war. 

Verheiratete Personen hatten ergmend das Eheschiienungsjahr der bestehenden Ehe anzugeben. 

3.1.6 Anzahl der geborenen Kinder 

Bei dieser, nur von Frauen zu beantwortenden Frage waren alle Kinder anzugeben, auch wenn sie nicht mehr 

im Haushalt lebten, nicht in der bestehenden Ehe geboren wurden oder bereits verstorben waren. 

3.1.7 Arten des Einkommens 

Die Frage nach der "Art des Einkommens" ermöglichte es, sowohl Enverbspersonen als auch Nichtenverbsper- 

sonen entsprechend zu untergliedern und insbesondere wirtschaftlich eigenmdige Personen (Kinder, Ehe- 

partner u.a.) zu unterscheiden. Anwendung fand das Konzept der Mehrfachbeantwortung, d.h. alle zutreffen- 

den Einkommensarten einer Person wurden ermittelt. Die "übewiegende Lebensunterhaltsquelle" und die 

Htlhe der Einkommen wurden nicht erfragt. 

3.1.8 GegenwPrtiee Ausbildung 

Bestimmend für die Zuordnung als Schüler, Lehrling (Auszubildender) bnv. Direktshident waren die zum 

Zihiungszeitpunkt bestehenden Ausbildungsverhältnisse, unabhg ig  von den Arten des Einkommens. Die 

Zuordnung als Student umfdte alle Direktstudenten an Fach-, Ingenieur- und Hochschulen sowie Universitti- 

ten einschlie5lich Forschungsstudium und postgraduales Studium, jedoch kein Fernstudium. 



Mit dieser Frage nach dem "allgemeinen Schulabschluß" wurde vom "berufsbildenden Schul- oder Hochschul- 

abschlußn unterschieden. Anzugeben war der jeweils höchste erreichte Abschiuß, d.h. 8. Klasse, 10. Klasse 

bzw, Abitur. So war für einen Schüler, der nach der 11. Klasse die Schule verließ,, "10. Klasse? anzugeben. 

Schul&schiüsse vor der 8. Klasse wurden nicht erfaßt. 

Die hier erfragten ~atbe-de waren eine wesentliche Grundlage für Planungen im Bereich der berufiichen 

Bildung (u.a. für Vorausschiitzungen über das Ausscheiden von Personen mit bestimmter Qualifikation aus 

dem Erwerbsleben und dem sich hieraus ergebenden Ersatzbedarf), aber auch für viemtige Untersuchungen 

zum Arbeitskrtütepotential. Sie lieferten Grundinformationen für Untersuchungen über Berufseinrnündungen 

von Ausbildungswegen sowie über Berufswechsel aufgrund der Angaben über den erlernten Beruf und die aus- 

geübte Tätigkeit. 

Es war der erlernte Beruf bzw. die Fachrichtung des berufsbildenden Fach- oder Hochschuiabschiusses anzuge- 

ben, der durch eine Ausbildung erlangt oder durch Attestation zuerkannt wurde. Dabei war die vollständige 

Bezeichnung laut staatlichem Zeugnis anzugeben. 

Ein Teilfachaheiterabschluß lag vor, wenn die betreffende Person im Besitz eines entsprechenden Zeugnisses 

war. . 

Hatte eine Person mehrere Abschlüsse in der gleichen Bildungsstufe, z.B. zwei Facharbeiterabschiüsse, dann 

war der zeitlich zuletzt erworbene anzugeben. 

3.1.11 Stellung im Betrieb 

Diese und die Fragen 12 und 13 zur ausgeübten Tätigkeit sowie zur Arbeitsame und zum Arbeitsort waren nur 

von Berufatigen (Erwerbspersonen), jedoch nicht von Lehrlingen (Auszubildenden) zu beantworten. Perso- 

nen, die zum Wungszeitpunki ihr BescWgungsverhältnis wechselten sowie Grundwehrdienstleistende be- 

antworteten diese Fragen entsprechend den Gegebenheiten ihres letzten Arbeitsvertrages. 

Die wirtschaf€s- und berufsystematischen Gliederungen sowie die soziale Einstufung der Erwerbstätigen bil- 

den die Grundlage für zahireiche Untersuchungen. im Vordergxund stehen Stnikturanalysen regionaler und 

überregionaler Arbeitskrtütepotentiale, insbesondere über den Wirtschaftszweig des Betriebes, die ausgeübte 

Tätigkeit und die soziale Stellung der Erwerbstätigen gewinnen dabei im Zusammenhang mit den weiteren in 



der Volks- und BePufszählung erhobenen Merkmalen, so z.B. Geschlecht, Alter, Familienstand sowie die 

schulische und bemfiiche Ausbildung an zw2tzlicher Bedeutung. 

In der Zuordnung zur Stellung im Betrieb waren als "LPG-Mitglied" nur Mitglieder einzutragen. Dies schloD 

Mitglieder von "C%LNierischen Produktionsgenossenschaften" (GPG) und "Produktionsgenossenschaften werk- 

tätiger Fischer" (Binnenfischer) mit ein. Unter "Anderes Genossenschaftsmitgiied" waren nur Mitglieder von 

"Produktionsgenosse~lschaften des Handwerks" (PGH), "Fischereiproduktionsgenossemhaften" 

(Hochseefischer) und Rechtsanwaltskoilegien einzutragen. 

3.1.12 Ausgeübte THtiekeit 

Die an der Arbeitsstätte ausgeübte Tiitigkeit war so ausführlich wie möglich anzugeben. BescWgte  in Ver- 

waltungen und Institutionen gaben ihre Dienststellung an. 

Entsprechend zentraler Festlegungen in den betroffenen Bereichen beantworteten die Angehörigen der bewaff- 

neten Organe, die Mitarbeiter der Parteien und Massenorganisationen, der SDAG Wismut und anderer nicht 

geplanter Bereiche (sogenannter X-Bereich), soweit sie nicht gewerblich Beschäftigte waren, diese Frage mit 

"Angehöriger der bewaffneten Organe" bnv. "Angestellter". 

Im Prozeß der rechentechnischen Aufbereitung wurde dieser gesamte Personenkreis gleichermden wie alle 

anderen nicht gewerblich Beschäftigten im Bereich der staatlichen Verwaltung (Wirtschaftsbereich 9) unter der 

Tiitigkeitsbezeichnung "Funktionen, Dienststellungen sonstiger Gebiete" verschlüsselt. Dabei wurden die ur- 

sprünglichen aus der Personenzählliste übernommenen Informationen zu den Tiitigkeiten gelöscht. 

3.1.13 Name und Anschrift der Arbeitsstätte 

Die Angabe des Namens und die Anschrift der Arbeitsstätte sowie des Arbeitsortes, falls dieser nicht mit der 

Anschrift der Arbeitsstiitte übereinstimmte, bildete die Grundlage für die wirtschaftssystematische Zuordnung 

der Erwerbstätigen nach Wirtschaftsbereichen und -Sektoren mittels Arbeitsstiittenverzeichnisses sowie für die 

Ermittlung der Arbeiispendlerbewegung über Gemeindegrenzen hinweg. Markiert und gespeichert wurden nur 

die Schlüsselnumrnern für Wirtschafkbereich und -nveig und die Gemeindenummer des Arbeitsortes und auf 

der Grundlage des Arbeitsstiittenverzeichnisses die Eigentumsform. 

Beschäftigte mit s ihdig wechselndem Arbeitsort, z.B. Kraftfahrer, gaben den Sitz ihres Betrie- 

bes1Betriebsleiters an, von dem der r ege ld ige  Einsatz erfolgte. Beschäftigte, die zeitweilig durch Delegie- 

rung U.& in einem anderen Beirieb tätig waren, gaben den Namen und die Anschrift der Arbeitsstätte an, die 

die Delegierung vorgenommen hat. Heimarbeiter gaben den Namen und die Anschrift der Arbeitsstätte an, für 

die sie arbeiteten. Als Arbeitsort war der Wohnon einzutragen. 



PGH-Mitglieder, Selb-dige und Freibeniflich Tatige und die bei ihnen BescWgten gaben auch die Art des 

Betriebeddie Branche an, 2.B. Kfi-Werkstatt, Backerei, Einzelhändler, Architekt. 

3.1.14 Steiiun~ im Betrieb (für Personen, die nicht mehr im Arbeitsvrozeß stehen) 

Die Erfassung der Stellung im Betrieb bei v o d s  Enverbmtigen diente der Ermittlung der sozialen Stellung 

auch dieses Personenkreises sowie der sozialen Zuordnungen ihrer Haushalte. 

Bei der Abgrenzung der zutreffenden sozialen Zuordnung galten die gleichen Grunutze  wie zur Frage 11. 

3.2 Wohnraum- und Gebiiudez&lung 

Alle in der Wohnraum- und Gebaudezählung 198 1 zu erhebenden Angaben wurden in der "Wohnungsliste" er- 

Für jede Wohnung in Wohngebauden sowie jede bewohnte Wohnung in sonstigen Gebauden mit Wohnraum 

(Nichtwohngebaude) und Unterkünften (Behelfsunterkünfte) war eine Wohnungsliste auszufüllen. Wie die 

PersoneMlis te  war die Wohnungsliste gegliedert in den Teil zur Beantwortung der Fragen durch den Bürger 

bzw. Angaben des Z.%hlerdZ.%hlinstrukteurs und in den Teil für die Markierungen für den rechentechnischen 

Einleseprozeß. 

3.2.A Wohnungsanschrift 

Die Eintragung der Anschrift des Haushalts, der als Hauptmieter/Eigentümer die Wohnung bewohnte, verfolgte 

das einzige Ziel, die Vollständigkeit der zu erfassenden Wohnungen zu sichern. Die Vollständigkeitsprüfiing 

war durch einen Abgleich mit den Haushaltslisten (Haushaltsmantelbogen) und dem Kontrollbogen des Zähl- 

abschnitts durch den W e r  vornehmen.  In diesem Zusammenhang wurden auch die Angaben zum Wetsta- 

tus der Haushalte aus der Haushaltsliste durch den Zähler auf der Wohnungsliste markiert. 

Es erfolgte kein Einlesen und rechentechnisches Speichern der Wohnungsanschrift. 

3.2.B Aneaben zu den Räumen der Wohnung 

Da sich der Wohnungsbestand hinsichtlich seiner Größe erheblich unterscheidet, genügt es für Untersuchungen 

des erreichten Grades der Wohnungsversorgung der Bevölkerung nicht, der Zahl der Haushalte - untergliedert 

nach der Anzahl der Haushaltsmitglieder - die Zahl der Wohnungen gegenüberzustellen. Diese müssen eben- 

falls differenziert werden, und zwar nach der Fläche und nach der Zahl der Räume, deren Erhebung im Rah- 

men einer Wohnungszähiung deshalb notwendig ist. 



Die Ermittlung aller Räume und ihrer Flachen diente dem Ziel, die gesamte Wohnflache der Wohnung zu er- 

fassen. Der Ausweis der einzelnen W o M u m e  erleichterte den Haushalten die Flächenermittlung. 

In tabellarischen Darstellungen wurde eine Gegenüberstellung der Personen in der Wohnung nur zu den vor- 

handenen Wohnräumen vorgenommen. Nebenräume, wie Küche, Bad, WC blieben bei diesen Gegenüberstel- 

lungen unberücksichtigt. 

Nicht erhoben wurden einem gewerblichen Hauptzweck dienende Räume &adem%ume u.a.). Ein gesonderter 

Ausweis untervermieteter Räume erfolgte nicht. 

Zu den "sonstigen Nebenräumen" gehorten Räume, die den Wohnkomfort einer Wohnung erhohen, wie 

Loggia, Veranda, Windfang, Vorraum, Abstellraum u.ä. 

Nicht mit der ZiUdung erfaßt und daher auch nicht in die Ermittlung der Fläche einbezogen wurden außerhalb 

der Wohnung befindliche Nebenräume, 2.B. Böden und Kellerräume, Baikone. 

3.2.C Ausstattune der Wohnung 

Die Erfassung der Ausstattungsmerkmale - Heizung, Wasserleitung, Toilette, BadIDusche, Gasanschluß und 

Warmwasser - diente der Bestimmung des Wohnungsstandards. Mit Hilfe der Ergebnisse über fehlende Aus- 

stattungsmerkmale konnten regional wichtige Hinweise für den notwendigen Modemisierungs- bnv. Sanie- 

ningsbedarf gewonnen werden. 

3.2.D Angaben zum Gebäude 

Dieser Teil der Wohnungsliste war nicht durch den Haushalt, sondern vom Zähier auszufüllen. Die zu erfra- 

genden Angaben waren in Zusammenarbeit mit Personen, die sachkundige Auskunft geben konnten @.B. 

Hausvertrauensrnann, Eigentümer) zu ermitteln und einzutragen. Waren im Kontrollbogen bereits Eintragun- 

gen für das Gebäude durch das Organisationsbüro vorgetragen worden, so waren diese Angaben in den Ab- 

schnitt D der Wohnungsliste zu übernehmen. 

W h n d  des Einsammelns der Zähilisten war durch den Zähler zu sichern, daß auf jeder ersten Wohnungsliste 

aller Gebäude die Ankreunrng der Gebäudeangaben erfolgte. 



Die Feststellung der Gebaudeart diente der Ermittlung der Stniktur des Gebäude- und Wohnungsbestandes in 

einer groben, aber regional auswertbaren Untergliederung nach Nuwgsarten. Hierbei wurden neben 

Gebauden mit Wohnraum auch Unterkünfte erfaßt, die als Behelfsbauten für eine dauernde Venvendung zu 

Wohnzwecken in der Regel nicht geeignet sind. 

- Eigentumsform 

Diese Frage zielte darauf ab, die EigentumsverMtnisse des Gebaude- und Wohnungsbestandes eingehend zu 

beleuchten. Insbesondere diente sie der Charakterisierung des Wohnungsbestandes im Zusammenhang mit der 

Frage, ob es sich um Ein-/Zweifamilienhtiuser bzw. Mehrfamilienhtiuser handelte und dem Ausstattungsniveau 

der Wohnungen. 

Bei Betriebs- und Dienstwohnungen richtete sich die Zuordnung nach der Eigentumsform des Gebaudeeigen- 

tiimerd-rechtstragers. Unter "Sonstiges Eigentum" ordnete sich im wesentlichen konfessionelles Eigentum ein. 

- Geschoßzahl 

Für die Ermittlung der Geschoßzahl eines Gebäudes war die Anzahl der Normalgeschosse (auch Vollge- 

schosse) zugrunde zu legen. Dazu gehören das Erdgeschoß und die weiteren ~be rgkhosse ,  jedoch ohne 

Dachgeschoß. Das Dachgeschoß wurde nur dann einbezogen, wenn es voll für Wohnzwecke ausgebaut war. 

Die Geschoßzahl wurde nur für Wohngebäude ermittelt. 

- Baujahresgnippe 

Erst nach dem Ausdruck der Zählungslisten wurde von der SED-Führung untersagt, in der Wohnraum- und 

Gebaudezählung 198 1 das Baujahr der Gebäude zu erfassen. 

Auf diesen Umstand, die Angaben zur Baujahresgnippe nicht zu erfragen, wurden die Zähler in ihren Arbeits- 

richtlinien hingewiesen. 

Die letztmalige Erfassung der Alterssiruktur des gesamten Gebaudebestandes erfolgte zur Zählung 197 1. 

In den Jahren 1978 bis 1981 wurde in den Gemeinden mit 2 000 und mehr Einwohnern für die Wohngebäude 

mit drei und mehr Wohnungen in Verantwortung der Kommunen eine Baunistandsermittlung durch die Bau 



m t e r  durchgeführt. Zum Teil war diese Erhebung bis zum Zählungszeitpunkt noch nicht abgeschlossen. Die 

dabei ermittelten Bauzusiandsstufen der Mehrfamilienhäuser wurden von den Organisationsbüros in die Kon- 

trollbogen vorgetragen und von den ZLLhlern in die Wohnungslisten übertragen. 

Die Wohngebaude wurden in ihrem baulichen Zustand differenziert nach 

BauzuStandsstufe 1: gut erhalten 

2: geringe Schäden 

3: schwerwiegende Schäden 

4: das Gebaude ist für seine Funktion unbrauchbar 
\ 

Die fallweise Ermittlung des Rekonstruktionsjahres eines Wohngebäudes war Bestandteil der oben angeführten 

Baunistandsermittlung durch die Kommunen. Analog zum Bauzustand wurden die verfügbaren Angaben in 

die Kontrollbogen vorgetragen und in die Wohnungslisten durch die Zähler übertragen. 

- Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

Für die Planung der regionalen und stadttechnischen Erschließung des Territoriums, insbesondere für die Pla- 

nung der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung sind Angaben über den Stand der Vemrgung der Ge- 

bäude erforderlich, die mit dieser Frage gewonnen wurden. Einbezogen wurden alle Wohngebaude. 

3.2.E Nutzung der Wohnung 

Dieser Abschnitt der Wohnungsliste wurde durch den Zähler beim Einsammeln der Zähllisten in den Haushal- 

ten ausgefüllt. Die Angaben dienten einerseits !er Ergebnisermittlung zur Belegungssiiuation in den Wohnun- 

gen bei der von der Volkszählung getrennten Aufbereitung der Wohnraum- und Gebaudezähiung und anderer- 

seits der manuellen Ermittlung des Schnellergebnisses der Zählung. Die Angaben zu der Zahl der Hauptbe- 

wohner nach Geschlecht, zu den Kindern unter 17 Jahren und deren Zuo~dnung zum jeweiligen Haushalt in 

der Wohnung sowie die Zahl der Nebenbewohner in den Wohnungen waren durch den ZLLhler aus den Perso- 



3.3 Angaben Über Gemeinschaftseinrichtungen 

Ais nicht selbständiger Teil der Volks-, Berufs-, Wohnraum- und GebaudeUung war durch die Leiter der 

Gemeinschaftseinrichtungen eine "ZAhiliste für Gemeinschaftseinrichtungen" auszufüilen. 

Jede einzelne Person mit Haupt- oder Nebenwohnsitz in der Gemeinschaftseinrichtung füllte die P e r s o n e d -  

liste aus. 

In die Zahlung w d e n  alle Gemeinschaftseinrichtungen einbezogen, in denen zum ZAhiungstermin mindestens 

eine Person mit Haupt- oder Nebenwohnung gemeldet war. Die zu U e n d e n  Gemeinschaftseinrichtungen 

wurden den Organisationsbüros der Kommunen mit den von den Kreiszähibüros iibergebenen "Verzeichnissen 

der Gemeinschaftseinrichtungen" benannt. 

Die ZAhiliste enthielt folgendes Fragenprogramm: 

A. Art der Gerneinschaftseinrichtung 

B. Anzahl der Personen mit Hauptwohnung nach Geschiecht, Anzahl der Personen mit Nebenwohnung sowie 

außerdem kunfnstig gemeldete Personen. 

Die Anzahl der mit Haupt- oder Nebenwohnung gemeldeten Personen hatte mit der Zahl der in der Ge- 

meinschaftseinrichtung ausgefüllten Personenzähllisten übereinzustimmen. 

C. Art und Eigentumsformen der Gebaude 

D. Anzahl der Wohnraume und Flache aller Wohnräume 

E. Baujahresgruppe 

Diese Frage war aufgrund einer kurzfristigen Festlegung der SED-Fühnuig nicht zu beantworten. 

F. Anzahl der Wohnungen nach Größe 

Wurde ein Teil eines Wohngebäudes (z.B. eine Etage) von einer Gemeinschaftseinrichtung genutzt, so waren 

außerdem für die betreffenden Wohnungen die Wohnungslisten ausnifüllen. Wurden im Rahmen des indu- 

striellen Wohnungsbaus errichtete Gebaude vollständig bzw. überwiegend von einer Gemeinschaftseinrichtung 

genutzt, so wurden sie als "Nichtwohngeb2ude-Wohnungsbautyp" klassifiziert. Für diese Wohnungen waren 

keine Wohnungslisten ausnifüllen. .; 

Mit dem Volkszähiungsgesetz war die Verantwortlichkeit der Staatlichen Zentralvenvaltung für Statistik für 

die Vorbereitung, Durchführung und Auswertung der Zahlung festgelegt ( 5  2 (1) des Volkszähiungsgesetzes). 



In den Bezirken und Kreisen nahmen die Bezirks- bzw. Kreisstellen und die Zähibüros der Staatlichen Zentrai- 

verwaitung für Statistik diese Verantwortung wahr. 

Entsprechend dem Volkszählungsgesetz stützten sich die Organe der Staatlichen Zentraiverwaitung für Stati- 

stik bei der Durchfühning der W u n g  auf die verantwortliche Mitarbeit der Räte der Bezirke, Kreise, Stadt- 

kreise, SWte, Stadtbezirke und Gemeinden sowie der Betriebe und Einrichtungen (§ 3 des Volksziihlungsge- 

setzes). 

Die örtlichen Staatsorgane sicherten in enger Zusammenarbeit mit den Organen der Staatlichen Zentralvenval- 

tung für Statistik die breite Einbeziehung der BevOlkerung und der gesellschaftlichen Organisationen in die 

Vorbereitung und Durchfübning der Zähiung (5 3 des Volkzählungsgesetzes). 

Zur Vorbereitung und Durchfühnuig der Volks-, Berufs-, Wohnraum- und Gebiiudeziihlung 1981 war vom Rat 

jeder StadVStadtbezirk und jeder Gemeinde ein Organisationsbüro zu bilden. In Mittel- und Großstädten (in 

der Regel ab 15 000 Einwohner) wurden von den Räten der StädtdStadtbezirke "Stützpunkte" der Organisa- 

tionsbüros gebildet. 

Die Zahlung in den Haushalten mit der direkten Erfassung der Personen, Haushalte, Wohnungen und Gebäude 

wurde von ehrenamtlichen Zähiern und Zähiinstnikteuren durchgeführt. Jeder Zähier war für die Zählung in 

einem Zähiabschnitt, jeder Zähiinstrukteur in einem Zähibereich verantwortlich. 

Zähiabschnitte umfdten unter Berücksichtigung regionaler Bedingungen in der Regel 18 bis 22 Wohnungen. 

Bis zu fünf Zählabschnitte bildeten in der Regel einen Zähibereich. Für die Anleitung und Unterstützung der zu . 
jedem Zähibereich gehörenden Zähier war ein ZAhlinstrukteur verantwortlich. 

4.1 Aufgaben des Or~anisationsbüros 

4.1.1 Einteilung des Temtoriums in Zahlbereiche und Zählabschnitte 

Die erste Aufgabe des Organisationsbüros/Stützpunktes bestand in der Einteilung des Temtoriurns der 

StadVStadtbezirk bzw. der Gemeinde in Zählbereiche und Zählabschnitte. In den Sadten und Gemeinden mit 

mehr als 2 000 Einwohnern erfolgte die Einteilung in Zählbereiche und Zähiabschnitte unter Beachtung der 

Grenzen der Wohnbezirke, in den Kommunen mit unter 2 000 Einwohnern unter Beachtung der Grenzen von 

Für die Bildung der ZAhlabschnitte waren Unterlagen heranzuziehen, die Auskunft über die im Rahmen der 

Zahlung zu erfassenden Personen, Haushalte, Wohnungen und Gebäude gaben. Es kamen beispielsweise in 

Frage: 



- Unterlagen der Wohnung-ter 

- Unterlagen über die Baunistanhrmittlung 

- aktuelle Grundstiiicksverzeichriisse 

4.1.2 Aufstellan~ der Kontmllbogen fur die Zählabschnitte 

Nach erfolgter Bestätigung der Veneichnisse der Zählbereiche und Zählabschnitte durch die Kreiszähibüros 

erf'olgte die Aufaellung der Konirollbogen für die Zählabschnitte. Der Konirollbogen war das wichtigste Ar- 

beitsmittel des Zählers. Auf der Gmdiage des Kontrollbogens wurden vom ZiWer der ZiWlistenbedarf über- 

prüft, die Zähllisten au die Haushalte ausgegeben und wieder eingesammelt. 

4.1.3 Werbung der ehrenamtlichen Zähler und Zählinstrukteure 

Die Werbung war in Zusammenarbeit mit den gesellschaftlichen Organisationen durchzuführen (5 7 (1) der 

Anordnung), insbesondere den Ausschüssen der "Nationalen Front". Es war untersagt, Bürger administrativ zu 

verpflichten, als Zählinstnikteur oder Zähler mitzuarbeiten. Die Auswahl verantwortungsbewuDter und erfahre- 

ner sowie für die Erfüüung der technisch-organisatorischen Aufgaben geeigneter Bürger als ehrenamtliche Hel- 

fer erhielt bei der Zählung 1981 eine größere Bedeutung als bei vorangegangenen ZWungen. Unter anderem 

stellte die neue Form der rechentechnischen ~ u f b e r e i k q  der mungsergebnisse durch ~arkienin~slese-  

technik höhere Anfordemngen an die sorgfäitige Ausfüllung und Behandlung der Zähllisten. 

4.1.4 Schulung der Zähler und Zählinstrukteure 

Die Vorbereitung der Zähler und Zählinstrukteure auf illre Aufgaben erfolgte in einer Schulung, die vom Leiter 

des Organisationsbüros bzw. Stützpunktes durchzuführen und zwei Wochen vor dem i2Ihlungsstichtag abzu- 

schließen war. Zu diesem Zeitpunkt mußten im Organisationsbüro die Einteilung des Temtoriums in Zählbe- 

reiche und Zählabschnitte, die Vorbereitung des Kontrollbogens für jeden Wabschnitt und die Vorbereitung 

der benotigten Zähllisten für jeden Zählabschnitt und die Eintragung der Ordnungsangaben in die Haushaltsli- 

sten abgeschlossen sein. 

Den Zählern und Zählinsirukteuren wurden bei der Schulung die Zähllisten ihres Zählberei- 

chedZählabschnittes, die Konirollbogen und Konzentrationsblätter zur Ermittlung des Schnellergebnisses, das 

Handbuch für den Zähler bzw. die Richtlinie für den Zihiinstrukteur sowie die Ausweise für den Zäh- 

ler/ZiWhin&eur übergeben. Des weiteren wurden die Zähier und Zildinstnikteure über ihre Schweigepflicht 

belehrt. 



4.1.5 Aufpaben nach dem ZHhlunestag 

Die Aufgaben im Organisationsbüro nach dem Wungstag  bestanden zusammengefaßt in folgendem: 

- Entgegennahme der ausgefüllten ZAhlmaterialien von den Z%lhmkteuren, Prüfung der Vollziihligkeit der 

Haushaltslisten und der darin enthaltenen Personenzähllisten und Wohnungslisten, Kl2nmg von Unstimmig- 

keiten; 

- Entgegennahme der Zählmaterialien für Gemeinschaflseinrichtungen von den Leitern der Gemeinschaftsein- 

richtungen; 

- Ermittlung der manuellen Schnellergebnisse für OrtsteilefWohnbezirke auf der Grundlage der Konzentrati- 

onsblatter zur Ermittlung der Schnellergebnisse im Zählbereich und Verdichtung zum Schpellergebnis der 

Städte und Gemeinden; 

- Abschließende Prüfung der Vollziihligkeit und Prüfung der Ordnungsangaben. Wesentlich war dabei der 

Vergleich der Ordnungsangaben der Kontrollbogen mit dem Verzeichnis der Zählbereiche und Zählabschnit- 

te und der Vergleich der Ordnungsangaben der Haushaltslisten mit denen des Kontrollbogens. Dabei war un- 

bedingt die Ordnung und Reihenfolge der Zähllisten, wie sie vom Zähler hergestellt wurde, einzuhalten. 

- Versand der ausgefüllten Zählmaterialien an das Kreiszählbüro der Staatlichen Zentralvenvaltung für Stati- 

stik. 

4.2 Aufgaben des ZHhlinstrukteurs 

Für die Zählungszwecke war das Temtorium einer StadtlStadtbezirk bzw. einer Gemeinde in Zählbereiche und 

Zählabschnitte eingeteilt. Die Leitung eines Wbereiches oblag dem ehrenamtlichen Bhlinstrukteur. Fünf 

Zähiabschnitte, die jeweils von einem ehrenamtlichen Zähler betreut wurden, bildeten einen Zählbereich. ein 

Zählabschnitt umfaßte in der Regel 18 bis 22 Wohnungen. 

Vor dem Zählungstaq bestand die Hauptaufgabe als Zählinstrukteur darin, die im ZAhlbereich eingesetzten 

Zähler bei der organisatorischen Arbeit anzuieiten und, wenn notwendig, zu unterstützen. Sie hatten auch zu 

tiberprüfen und zu gewährleisten, daD weder zwischen benachbarten ZLLhlabschnitten ihres Bereiches noch ge- 

genüber angrenzenden Zlllilbereichen Lücken bnv. Überschneidungen entstanden. 



Flach dem m u n ~ s t a e ;  waren vom Z t U m t d t e u r  folgende Aufgaben wahxzunehmen: 

- Entgegennahme der ZAhilisten von den 211lilem 1 
- Überprüfung der Vollmigkeit der Zihhaterialien in Gegenwart des Zlihlers 

- Prüaung der Zählnisten auf'vollsChdige und widerspmchsfreie A d u n g .  Wurde beim Prüfen einer Haus- 
, 

Mtsliste, Personemiiliüiste oder Wohnungsiiste das Fehlen bestimmter Angaben festgestellt, die g e d  den 

Prüfanweisungen unbedingt vorliegen mußten, so war im Zusammenhang mit den anderen Fragen der jewei- 

ligen ZMiiste oder aller ZMlisten eines Haushalts eine Ergänning vorzunehmen, soweit sie eindeutig abge- 

leitet werden konnte. Anderenfalls war durch den m e r  eine Rücldrage an den Haushalt zu stellen. 

- Vorbereitung der Zähllisten für die rechentechnische Bearbeitung 

H i e m  gehörten die 

. Übertragung von Ordnungsangaben und Mietstatus aus der Haushaltsliste auf' alle Pe r soned l i s t en  eines 

Haushalts 

. Signierung (Markierung) der Fragen 2 bis 9 der PersoneWliste 

. Signierung (Markierung) der Abschnitte B, C, D und E der Wohnungsliste 

. Vergabe der laufenden Nummer der Wohnung im Zählbereich auf' die Wohnungslisten, Haushaltslisten und 

Personedl is ten  

- Ermittlung des Schnellergebnisses für den Zählbereich anhand der Kontrollbogen aller ZAhiabschnitte des 

- Übergabe der ZIlhlmaterialien an das Organisationsbüro 

4.3 Aufgaben des Zählers 

Die sich aus der Anordnung über die Vorbereitung und Durchführung der Volks-, Berufs-, Wohnraum- und 

G e b h d e f l u n g  vom 01.12.1980 für die ehrenamtlichen Zähler ergebenden Aufgaben wurden im "Handbuch 

für den Zähier" nisammengefaßt. 



4.3.1 Aufgaben vor dem Zahlunestag 

- Auf der Grundlage des Koniroiibogens als dem wichtigsten Arbeits- und Konirollmittel hatte sich der ZäNer 

durch eine Begehung einen h r b l i c k  über seinen ZäNabschnitt zu verschaffen und zu überprüfen, ob der 

durch das Organisationsbüro ermittelte Bedarf an ZiWisten mit den zu d e n d e n  Personen, Haushalten und 

Wohnungen Obereinstimmt. 

- Die Ausgabe der Zähllisten erfolgte in der Zeit vom 28.12. bis 3 1.12.1981. Die Züdlisten waren in den Haus- 

halten unbedingt persönlich zu übergeben. Bei der Ausgabe der Zähllisten war es erforderlich, daß der Zähler 

einige Hinweise zur Ausfüiiung der Listen gab, Fragen beantwortete und ggf. beim Ausfüllen der Listen be- 

hilflich war. 

- Bei der Begehung und der Ausgabe der ZAhllisten festgestellte Abweichungen der im Kontrollbogen vorge- 

tragenen Angaben zu Gebäuden und Wohnungen zur angetroffenen Situation waren im Kontrollbogen fest- 

nihalten. 

4.3.2 Aufgaben nach dem Zahlungstag 

- Die Zähllisten waren durch den Z2hler bis zum 04.01.1982 in den Haushalten wieder einzusammeln. Anhand 

der Eintragungen im Kontrollbogen war zu sichern, daß der Zähier alle ausgegebenen Zähllisten zurücker- 

hält. Beim Einsammeln der Z2hllisten erfolgte im Beisein des Haushalts eine 1. Überprüfung der Ausfüllung 

auf Vollständigkeit. 

- Auf der Grundlage der detaillierten Prü&nweise im Handbuch für den Zähler war eine eingehende Prüfung 

der Beantworhing aller Fragen in der Personenzählliste und Wohnungsliste vorzunehmen. 

- Nachdem die Prüfung der Zähllisten abgeschlossen war, erfolgte die Numerierung der Zähllisten im Ziihiab- 

scbnitt. Dazu gehörte die Ermittlung der "Laufknden Nummer der Wohnung im Gebäude" im Kontrollbogen 

und die Übertragung folgender Ordnungsangaben auf die Haushaltsliste: 

. Lfd.-Nr. des Gebaudes im Zählabschnitt 

. Lfd.-Nr. der Wohnung im Gebäude 

. Lfd.-Nr. des Haushalts in der Wohnung 

. Anzahl der zum Haushalt gehörenden Personen 

- Aus dem Abschnitt E der Wohnungsliste war für den Zählabschnitt das Schnellergebnis zu ermitteln und in 

den Kontrollbogen zu übernehmen. Mit der Ermittlung des Schnellergebnisses wurde erreicht, daß bereits 

kurze Zeit nach dem Zähiungstag erste Ergebnisse über die Anzahl der Bevölkerung, der Haushalte sowie 

über den Wohnfonds vorlagen. 



- Abschließend waren die ausgefüllten Zähllisten<nacli der im Handbuch für den W e r  festgelegten Verfah- 

rensweise innerhalb des Wabschn im zu ordnen und mit dem Kontrollbogen dem Winstnikteur zu über- 

geben. 

Nicht benotigte ZAhUisten sowie der Ausweis für den Zähler und das Handbuch für den Zähler wurden eben- 

falls dem Winstrukteur mit Abschluß der Weraufgaben bis Wtestens 11.01.1982 übergeben. 

5. Veidlffentlicbuog der Ergebnisse 

Die restriktive Best-g der Publikatio~tigkeit der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik durch die 

SEQ-Fühhung betraf auch die Veroffentlichung der Wungsergebnisse 1981. Im Unterschied zu früheren 

W u n g e n  gab es keine Veroffentlichungen in Zusammenaxbeit h i t  einem Verlag. 

Sukzessiv mit dem Verlauf der Aufbereitung und Tabellengewi~ung wurden die anfallenden Daten, insbeson- 

dere grundlegende Bestands- und Stnikturzahlen einschließlich Vergleichsdaten aus der Zählung 1971 und 

kartographischer Darstellungen den wichtigsten Nutzern, darunter Ministerien, Planungsbehörden und ausge- 

wählten wissenschaftlichen Einrichtungen, zur Verfügung gestellt. Dies geschah in Form einer losen Schriften- 

reihe der Staatlichen Zentralvenvaltung für Statistik, wobei die Auflagenhöhe der jeweiligen Ergebnisbroschü- 

ren die Anzahl von 50 bis 100 Exemplaren nicht überschritt. 

Bereits im Jahr 1982 wurden in dieser Form vorläufige Ergebnisse über Wohnbevölkerung, Haushalte und 

Wohnungen bereitgestellt. 

In den Jahren 1983 und 1984 folgten die Ergebnishefie 

- Erste Ergebnisse der VB WGZ 198 1 

- Wohnungen und Wohngebgude 

- Angaben zur Struktur des Wohnungsbestandes und der Wohngebäude 

- Angaben zu den WohnverMtnissen 

- Ausnutzung der Wohnungen und Wohnverhältnisse der Haushalte 

- Angaben über Haushalte, Familien und Kinderzahl 

- Angaben über Bevölkerung, wirtschaftliche Tätigkeit und Bildung 

- Angaben über wirtschaftlich Tiitige in ausgewähiten Berufen nach erlerntem Beruf und ausgeübter Tätigkeit 

- Angaben zu den WohnverMtnissen sozialdemographischer Gruppen (Ergebnisse aus der Stichprobenaufbe- 

reitung) 

Die Bezirksstellen der Staatlichen Zentralverwaitung fiir Statistik waren angehalten, in ähniicher Weise zu den 

0.g. thematischen Schwerpunkten über die Wungsergebnisse in ihrem Zuständigkeitsbereich zu informieren. 



Darüber hinaus wurden von der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik Veröffentlichungsbände über 

- Ausgewmte Ergebnisse der Wohnraum- und Gebaudemung (1983) und 

- Ausgewmte Ergebnisse der V o b -  und Berufszählung (1984) 

in einer begrenzten Auflage von ca. 200 Exemplaren herausgegeben. 

Zur Untemchtung einer breiteren Öffentlichkeit wurden hauphkhliche Zählungsergebnisse im Statistischen 

Jahrbuch der DDR der Jahre 1982,1983,1984 und 1985 publiziert sowie ein Ergebnisband "Ausgew&lte Er- 

gebnisse der Vom-, Berufs-, Wohnraum- und Gebaudemung am 3 1.12.198 1" herausgegeben, der vorrangig 

für Bibliotheken und den internationalen Informationsaustausch bestimmt war. 

Nicht veröffentlichte Tabellen und Ergebnisgliederungen, die in Fbrm von Arbeitsunterlagen - überwiegend in 

der regionalen Untergliederung nach Bezirken und Kreisen - vorliegen, ktrnnen seit 1990 interessierten Kon- 

sumenten zu Verfügung gestellt werden. 


	Heft 3: Bevölkerungsstatistische Übersichten
	Vorbemerkungen
	Methodik und Begriffserklärungen
	I. Bevölkerung
	Bevölkerung
	Zur Bevölkerung zählende Ausländer
	Mittlere Bevölkerung
	Bevölkerungsdichte

	II. Haushalte
	Privathaushalte
	Gemeinschaftseinrichtungen

	III. Natürliche Bevölkerungsbewegung
	Eheschließungen
	Allgemeine Eheschließungsziffer
	Altersspezifische Eheschließungsziffern
	Standardisierte altersgruppenspezifische Ziffern
	Geburt
	Lebendgeborene
	Reifgeborene
	Lebendgeborene verheirateter Mütter
	Sexualproportion
	Totgeborene
	Totgeborenenziffer
	Allgemeine Lebendgeborenenziffer (Allgemeine Geburtenziffer)
	Allgemeine Fruchtbarkeitsziffer
	Altersspezifische Geburtenziffer
	Zusammengefaßte Geburtenziffer
	Reproduktionsziffern
	Sterbeziffern
	Lebenserwartung

	IV. Räumeliche Bevölkerungsbewegung
	Wanderung über die Grenzen
	Binnenwanderung


	Organisation der Bevölkerungsstatistik
	Organisation: Graphik


	Heft 15: Volks- und Berufszählungen
	Vorbemerkung
	A. Volks- und Berufszählungen
	1. Fläche, Bevölkerung, Bevölkerungsdichte
	2. Bevölkerung
	4. Haushalte

	Abriß der Volks- und Wohnungszählungen in der ehemaligen DDR


